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gudien per bald oder zum 1. Februar 1917 einen

mit dem Kassen- und ledinungswesen sowie mit

den Bestimmungen der Kranken-, Invaliden- und

Unfallgesetzgebung gut vertrauten und zuverlässigen

Beamten.
Geeignete Bewerber, auch Kriegsbeschädigte, die bereits

in Kassen tätig waren, wollen ihre Gesuche mit Lebens¬

lauf und Zeugnisabschriften umgehend an die unter¬

zeichnete Kasse einsenden.
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Wegen bevorstehender Ein¬
berufung unseres Angestellten
zum Heeresdienst suchen wir
einen

= Stellvertreter. =
Derselbe muß zur Führung un¬

serer jezt zirka 1000 Mitglieder
zählenden Ortskrankenkasse fä¬

hig sein. Erforderlich ist genaue
Kenntnis im Kassen- und Rech¬

nungswesen sowie vollständige
Beherrschung der Bestimmungen
der Kranken-, Invaliden- und Un¬

fallversicherungsgesetzgebung«.
Geeignete Bewerber, auch

Kriegsbeschädigte, die bereits in
Kassen tätig waren, wollen ihre
Gesuche mit Lebenslauf, Zeugnis¬
abschriften u. Gehaltsansprüchen
umgehend an die unterzeichnete
Kasse einsenden.

Der Vorstand der

Allgemeinen Ortskrankenkasse
des Amtsgerichtsbezirks
Römhild (Thüringen).
Chr. Meininger.
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Das Inhaltsverzeichnis zeigt den praktischen
Wert dieses Handbuches. Danach ist jede mit der
Wahlhandlung in Verbindung stehende Frage unter

Anziehung der Rechtsprechung eingehend dargestellt
und behandelt, z. B.:

Die Kassenorgane im allgemeinen.
Ortskrankenkassen (Der Ausschuß und seine Zusammensetzung:

Wahlordnung für Ausschußmitglieder ; Leitung: der Wahl; Be¬
fugnisse des Vorstandsvorsitzenden; Wählerlisten; Wahlaus-
schreiben ; Wahlvorschläge; Prüfung und Zulassung derselben;
Wahl ohne Stimmabgabe; Gang der Wahl; Stimmzettel; Er¬
mittelung des Wahlergebnisses; Berechnung der Stimmen;
Verteilung der Bewerber; Ersatzmänner; Bekanntmachung des
Wahlergebnisses; Anfechtung und Ungültigkeit der Wahl usw.;
Zusammensetzung des Vorstandes; Wahlordnung für die Vor¬
standsmitglieder; für den Vorsitzenden des Vorstandes).

Für die Land-, Betriebs- und Innungskrankenkassen sowie für
die Kassenverbände sind die für die Wahlen und damit in Zu¬
sammenhang stehenden Fragen besonders behandelt. Ebenso
finder> die allgemeinen Wahlfrapen (Ergänzungswahlen, ge¬
setzlicher Schutz der Wahlbeteiligung und der Mitglieder des
Ausschusses, Verweigerung der Wahl, Fälschung des Wahl¬
ergebnisses) ihre ausgiebige Erörterung.

Der beigefügte Anhang enthält Entwürfe von Schriftsätzen, die
für die Wahlen in Betracht kommen können. Ein umfang¬
reiches Sachregister erhöht den Wert des Buches.

Reiner Kassenverwaltung - keinem Kassen¬
praktiker sollte dieser Speziatkommentar fehlen.

Biegsam gebunden 2,50 M.

Vereins- und Mitgliederausgabe 2.00 M.
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15



VolkstümlicheZeitschrift
für praktische Arbeiterversicherung

(Fachblatt der Reichsversicherung)
Organ des Verbandes der Bureauangestellten Deutschlands

22. Jahrgang Berlin, den 15. Dezember 1916 Nummer 24

Inhafllf • ^ (jüldenberg. Soziair Versicherung und besetztes Feindesland. — Friedrich Kleeis, Die Beendigung der frei-

¦ llllqsa • willitr»n Kassenmitgliedschaft. — <r. Heinibach. Die §S 397 und 38.J der Reichsversicherungsordnung. — Ver¬

waltung: Verordnung des Bundesrats, betr. Verjährung rückständiger Beitrage nach S 2.1 RVO. — Neue Beitragsmarken für

«lie Invalidenversicherung. — Ba\ i ische Verordnung, betr. die Krriehtung der Versieherungsäinter. — Sächsische Verordnung

zur weiteren Ausführung des Versicherungsgesetzes für Angestellte. — Abkommen zur Durchführung der §S '-19, 220 und

223 RVO. — Kassenanirestellte als Auss< hulhnitglieder bei der Beratung von Oehaltsfragen. — Krankenkassentag für die

Provinz Brandenburg. — .lahresv*rsammlung des Verbandes der elsati-lothrinirisehen Krankenkassen. —- Rechtsprechung

Berechnung der rnterstiitzungsdauer. Anspruch auf Krankenhilfe gemäb § IHK RVO. — Umfang des Ersatzanspruchs de^

Arinenverbandes (§ 1543 «RVO.)« — Zur Beurteilung von Aszendent<»nrentenansprüchen bei vor dem 1. «Januar ItlS eingetretenen

rnfallen. — Kine die rozufriedenheit des Klair»*rs mit der ergangenen Kntscheidung ausdrückende Eingabe ist als rechts

gültige Rekurseinlegung anzusehen. — Bastele Chronik: Beiträge für die Reichswochenhiife. — Kleinwonnungsfürsortre dti

Reichsversirherungsanstalt für Angestellte. — Kurhaus für Krankenkasseninitglieder in Karlsbad.

Soziale Versicherung und besetztes Feindesland.

Von M. Güldenberg in Hamburg.

Seit Ausbruch des Krieges haben wir eine

ganze Anzahl neuer sozialpolitischer Verord¬

nungen bekommen, die mehr oder weniger eine

Erweiterung der Rechte der Versicherten vor¬

sehen. So wurde u. a. bereits im Notgesetz vom

4. August 1914 bestimmt, daß dem regelmäßigen
Aufenthalt im Inland im Sinne des § 313 Abs. 1

RVO. ein Aufenthalt im Ausland gleich gilt, der

durch Einberufung des Mitglieds zu Kriegs-,
Sanitäts- oder ähnlichem Dienste verursacht ist.

Für die freiwillige Weiterversicherung gilt somit

von Kriegsbeginn an Feindesland als Inland. Die¬

jenigen Kriegsteilnehmer, die jedoch die frei¬

willige Weiterversicherung nicht fortgesetzt hatten,

waren nach § 214 RVO. insofern benachteiligt,
als für sie Feindesland noch nicht als Ausland

galt. Trat demnach der Unterstützungsfall inner¬

halb drei Wochen nach dem Ausscheiden aus der

Kasse ein, dann erfolgte die Abweisung der An¬

sprüche stets, wenn der Versicherte sich bereits

im Ausland befand. Erst unterm 14. Juni 1916

kam eine weitere Verordnung heraus, wonach im

Sinne des § 214 RVO. das besetzte Feindesland

dem Inland ebenfalls gleich zu achten ist.

So erfreulich diese Vergünstigungen für die

Kriegsteilnehmer sowie deren Angehörige sind,

so bedauerlich ist es aber, daß die Versichemngs-

pflicht der in beseiten Gebieten beschäftigten deut¬

schen Arbeiter bisher meistens verneint worden ist.

Mit Rücksicht darauf, daß immer mehr Arbeiter

für die besetzten Gebietsteile verlangt werden,
dürfte der Erlaß einer Verordnung, wonach die

Versicherungspflieht dieser Arbeiter klar aus¬

gesprochen wird, eine durchaus zeitgemäße For¬

derung sein, zumal nach den jetzigen gesetzlichen
Vorschriften der Versicherungszwang grundsätz¬
lich nur alle im Inland verrichteten Arbeiten

ergreift. Für Arbeiten im Auslande kommt in

Betracht, ob es sich um einen Teil, Zubehör, Fort¬

setzung oder Ausstrahlung eines inländischen Be¬

triebes handelt, und hiernach die darin beschäf¬

tigten Personen dann als im Inland beschäftigt
anzusehen sind.

In einer Entscheidung des Reichsversicherungs¬
amts vom 26. August 1916 wird zwar auf die

ungewöhnlichen Verhältnisse, die der Krieg ge¬
schaffen hat, hingewiesen und im Anschluß daran

bemerkt, daß dies dazu geführt habe, den „Aus¬

strahlungsbegriff" möglichst auszudehnen. Trotz¬

dem haben aber bereits das Versicherungsamt
Kiel, das Oberversicherungsamt Leipzig, wie auch

das Reiehsversicherungsamt die Krankenversiche¬

rung der in besetzten Gebietsteilen beschäftigten
deutschen Arbeiter verneint. In den vorliegenden
Fällen handelte es sich um Betriebe, für die in

Deutschland eine Ortskrankenkasse zuständig ist.

Die Frage, ob etwa anders zu entscheiden gewesen

wäre, wenn die Firmen eigene Betriebskranken¬

kassen gehabt hätten, blieb hiernach unentschieden.

Das Versicherungsamt Kiel bemerkt u. a. zu seiner

Entscheidung, sie möge zwar bedauerlich sein,

aber in der Eigenart der Sachlage, der nur durch

besondere Vorschriften Rechnung getragen werden

könne, wäre sie begründet. Das Reiehsversiche¬

rungsamt weist u. a. darauf hin, daß, wenn nach

§ 214 RVO. für die Kriegsteilnehmer das besetzte

Feindesland als Ausland gelte, man dies auch

für die in Rede stehenden Arbeiter gelten lassen

müsse. Die Entscheidung des Reichsversicherungs¬
amts datiert vom 6. Mai 1916. Da nun aber seit

Juni d. J. für alle Kriegsteilnehmer Feindesland

als Inland gilt, wäre zu wünschen, daß entweder

das Reiehsversicherungsamt seine Rechtsprechung
ändern oder daß im Wege einer Bundesrats¬

verordnung der Begriff „Ausstrahlung44 eine

solche Erweiterung erfahre, wonach in Zukunft

alle von deutschen Firmen in den besetzten

Gebieten beschäftigten Personen sowohl der

Kranken-, wie Invaliden- und Unfallversicherung
unterworfen würden.

In einem Bescheid, den das Reiehsversiche¬

rungsamt über die Unfallversicherungspflicht der

in militärisch besetzten Gebietsteilen von deut¬

schen Firmen beschäftigten Arbeiter dem Vorstand

der Rheinisch-Westfälischen Baugewerks-Berufs-
genossenschaft unterm 27. Mai 1915 erteilt hat,

heißt es u. a.: „Arbeiten im Ausland unterliegen
der deutschen Unfallversicherung, wenn sie einen

unselbständigen Bestandteil, eine sogenannte

„Ausstrahlung44 eines inländischen Betriebes bilden
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(zu vergl. Handbuch der Unfallversicherung,
Band 3 S. 848 ff). Dies gilt auch von Arbeiten

in militärisch besetztem Feindesland, da zu einer

abweichenden Behandlung der dortigen Arbeiten

keine gesetzliche Handhabe gegeben ist.44 Bevor

auf die Ausführungen im Handbuch für Unfall

Versicherung eingegangen werden soll, sei be¬

merkt, daß nach einer Entscheidung des Reichs¬

versicherungsamts vom 26. August 1916 die Unfall¬

versicherungspflicht in folgendem Falle verneint

worden ist. Eine deutsche Firma läßt in Russisch-

Polen Straßenbauarbeiten in größerem Maßstabe

ausfuhren. Es ist der Firma behördlich zur

Pflicht gemacht, lediglich die Aufsichtspersonen
aus deutschen Staatsangehörigen zu stellen, im

übrigen aber grundsätzlich nur Arbeiter fremder

Staatsangehörigkeit anzunehmen. So wurden

dann im Jahre 1915 auf der ersten der von der

Firma zürn Ausbau übernommenen drei Strecken
20 reichsdeutsche Personen gegen 1945 orts¬

ansässige Arbeiter, auf der zweiten 77 gegen
2!>63 und auf der dritten 76 gegen 2747 beschäftigt.
Da die deutschen Personen nur einen verschwin¬

denden Teil unter den Tausenden von Beschäf¬

tigten ausmachten, zwischen den Arbeitern der

Fnma in Russisch Polen und ihrem inländischen

Betriebe in Ansehung der Arbeiterschaft so gut
wie gar keine Verbindung bestand, so wurden

diese sehr umfangreichen, in weiter Entfernung
vom Betriebssitz ausgeführten Arbeiten nicht als

ein unselbständiger Bestandteil des inländischen
Betriebes angesehen und somit die Unfallversiche-

rungspflicht verneint.

Hat nun aber die Berufsgenossenschaft im
Einverständnis mit dem Unternehmer die Arbeiter
als versichert angesehen und behandelt, so ist
ein formell-rechtliches Versicherungsverhältnis ent¬

standen, daß nach der Entscheidung des Reichs¬

versicherungsamts vom 26. August 1916 die Berufs¬

genossenschaft auch zur Entschädigung etwaiger
Unfälle verpflichten würde. Das formell-rechtliche

Versicherungsverhaltnis endet aber, wenn der
Unternehmer oder die Berufsgenossenschaft durch
eine ausdrückliche Erklärung gegenüber dem
anderen Teile der ferneren Versicherung der
Arbeiter widerspricht.

Was nun den Begriff „Ausstrahlung44 noch
weiter anbetrifft, so wird er nach dem Handbuch
für Unfallversicherung, Band 3 Seite 848 ff., ver¬

neint, wenn ein seihständiger Teilbetrieb (Filiale,
Zweigniederlassung) in Betracht kommt oder
auch eine von diesem Betrieb auszuführende

umfangreiche Arbeit (z. B. größere Brücken-t
Hafen- oder Eisenbahnbauten) sich ausschließlich

im Ausland vollzieht. Maßgebend für die Frage
der Selbständigkeit gegenüber dem eigentlichen
Betrieb und damit für die Frage, ob lediglich
eine Ausstrahlung des Betriebes oder ein selb¬

ständiger Teilbetrieb vorliegt, ist nach der Rechts¬

übung des Reichsversicherungsamts hauptsächlich
der Umstand, ob die Leitung und die Rechnungs¬
führung vom Sitz des Hauptbetriebes aus erfolgt
oder nicht. Nach einer weiteren Entscheidung
des Reichsversicherungsamts handelt es sich nicht

um eine „Ausstrahlung44, wenn die inländische
Firma im Ausland Filialen mit eigener kauf¬

männischer Verwaltung hat und durch diese die
erforderlichen Anordnungen getroffen werden.
Da dies wohl in der Regel bei den jetzt im Aus¬
land ausgeführten Arbeiten zutreffen wird, so

sind leider die dort beschäftigten Arbeiter der

Reichsvevsicherung nicht unterstellt.
Zum Schluß sei nun noch auf den § 1330 RVO.

verwiesen, wronach ein Betrieb, der seinen Sitz
im Inland hat, vorübergehend Personen im Ausland

beschäftigt, diese bei der Landesversicherungs¬
anstalt des Betriebssitzes zu versichern sind.
Wenn also z. B. eine Maschinenfabrik einen Mon¬
teur mit einem Arbeiter zum Zweck der Auf¬

stellung einer von ihr gelieferten Maschine ins
Ausland schickt mit dem Auftrag, die weiter
erforderlichen Hilfskräfte an Ort und Stelle an¬

zunehmen, so würden nur die ersteren der In¬

validenversicherung unterliegen, und zwar bei
der Versicherungsanstalt des Betriebssitzes. Eine
solche Unterscheidung entspricht nach dem Kom¬
mentar von Düttmann-Seelmann, S. 157, dem
Charakter der Invalidenversicherung.

Nach alledem wird bei strenger Auslegung
der zurzeit gültigen gesetzlichen Bestimmungen
die Kranken-, wie Unfall- und Invalidenversiche¬

rungspflicht der zahlreichen jetzt in den besetzten
Gebieten von deutschen F'irmen beschäftigten
deutschen Arbeiter zu verneinen sein. Deshalb
ist es Sache des Bundesrats, recht bald im Wege
einer Verordnung dafür Sorge zu tragen, daß der

Begriff „Ausstrahlung" eine die Kriegslage berück-

sichtigende Ausdehnung erfährt. Auch auf das in
Aussicht stehende Gesetz über die Zivildienst¬

pflicht dürfte dies wünschenswert sein, damit

Arbeiter, die eventuell gesetzlich zur Annahme
von Arbeit in den besetzten Gebieten gezwungen
werden könnten, dort auch von der deutschen

Sozialgesetzgebung weiter miterfaßt würden.

Die Beendigung der freiwilligen Kassenmitgliedschaft
Von Friedrich Kleeis, Halle a. S

Noch ziemlich ungeklärt sind die Anschauungen
darüber, mit welchem Zeitpunkt die freiwillige
Mitgliedschaft bei einer Krankenkasse ihr for¬
melles Ende erreicht, sofern sich der* Versicherte
nicht vorschriftsmäßig abmeldet. Die Frage ist
für mancherlei Vorgänge von Bedeutung, z. B.
für di»4 Ausstellung von Mitgliedsbescheinigungen,
die Berechnung von Anwartschaftsfristen usw.

Es kommt dazu, dsfi wenigstens bei vielen Kassen
der größte Teil der freiwilligen Mitglieder sich
nicht vorschriftsrniflig abmeldet, sondern die Mit-
ffliedsctlaft einfach „verfallen" laßt. Das liegt zum

Teil in den etwas unzulänglichen Bestimmungen
der Kassensfttsungen über die Ahmeidepflicht der
freiwilligen Mitglieder, zum Teil an den gegebenen
natürlichen /erhältnisseiL Der § 10 der amtlichen

Mustersatzung, der wohl in alle Kassensatzungen
wörtlich übergegangen ist, bemerkt nur, daß die

Mitgliedschaft Versicherungsberechtigter durch
mündliche oder schriftliche Austrittserklärung beim
Kassenvorstand erlischt. Die Pflicht zur Ab¬

meldung kommt recht ungenügend zum Ausdruck.
Der .Mangel beruht allerdings schon in dem Fehlen

einschlägiger gesetzlicher Vorschriften. Der § 530
RVO mit seinen Strafandrohungen für Vernach¬

lässigung der Meldepflichten gilt nur für Arbeit¬
geber. Es soll hierbei aber nicht verschwiegen
werden, daß strengere Vorschriften kaum viel
helfen würden.

Nach den §§312,313, 314 RVO. erlischt die
freiwillige Kassenmitgliedschaft, wenn die Ver¬
sicherungsberechtigten
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1. zweimal nacheinander am Zahltage die Beiträge
nicht entrichten und seit dem ersten dieser

Tage mindestens vier Wochen vergangen sind

(die Satzung kann diese Frist bis zum nächst¬

folgenden Zahltage verlängern);
2. anderweit Pflichtmitglieder einer Kranken¬

kasse durch Aufnahme versicherungspflich¬
tiger Beschäftigung werden;

3. sich „regelmäßig44 im Ausland aufhalten;

4. ein jährliches Gesamteinkommen von mehr

wie 4000 Mk. beziehen und vom Kassen¬

vorstand von der Mitgliedschaft ausgeschlossen
werden.

.\ndere und weitere Gründe des Erlöschens

der freiwilligen Mitgliedschaft sind nicht vor¬

gesehen. Nach Hahn, Handbuch der Kranken¬

versicherung, Anmerkung zu § 314, ist auch der

Wegfall einer Voraussetzung des Beitrittsrechts

(§§ 176, 238) ein Anlaß für den Verlust der Ver¬

sicherungsberechtigung, da sonst die freiwillig
beigetretenen Gewerbtreibenden usw. ohne die

einschränkenden Bedingungen des nur für Pflicht¬

mitglieder geltenden § 313 in der Kasse bleiben

könnten, aber nicht anzunehmen sei, daß das

Gesetz eine solche Bevorzugung der freiwilligen
vor den Pflichtmitgliedern beabsichtigt habe. In

der Arbeiterversorgung 1914 S. 607 ist die gleiche
Auffassung vertreten und z. B. gesagt, daß der¬

jenige der Kasse nach § 176 RVO. Beigetretene
aus der Kasse seines bisherigen Beschäftigungs¬
ortes ausscheidet, wenn er den Kassenbezirk

dauernd verläßt. Wir möchten dieser Ansicht

widersprechen. Die §§ 176, 238 sagen nur, unter

welchen Voraussetzungen jemand der Versiche¬

rung oder der Kasse „beizutreten44 berechtigt ist.

An keiner Stelle des Gesetzes ist aber gesagt,
daß beim Wegfall dieser Voraussetzungen die

Mitgliedschaft erlischt, was bei der großen Be¬

deutung der Frage der Fall sein müßte. Auch

in der amtlichen Mustersatzung für Kranken¬

kassen haben diese Gründe für das Erlöschen der

freiwilligen Mitgliedschaft keinen Ausdruck ge¬

funden. In der Praxis würde die Durchführung
der Ansicht kaum möglich sein. So müßte z. B. ein

Gewerbtreibender schon ausgeschlossen werden,
wenn er mehr wie drei Versicherungspflichtige
beschäftigt, wenn er mehr wie 2500 Mk. Ein¬

kommen pro Jahr hat usw. Der einzige von Hahn

angeführte Grund, daß die Versicherungsberech¬
tigten sonst die Mitgliedschaft aufrechterhalten

können, wenn sie in einen anderen Kassenbezirk

verziehen (was die Versicherungspflichtigen nicht

können, weil für sie immer der Beschäftigungsort
für die Kassenzugehörigkeit maßgebend ist) und

insofern die Versicherungsberechtigten günstiger
gestellt waren, ist doch kein hinreichender Grund

für eine so einschneidende, auch sozialpolitisch
engherzige Auslegung. Im einzelnen ist folgendes
noch zu sagen:

Zu 1 ist zu bemerken, daß aus den gesetz¬
lichen Bestimmungen unzweifelhaft hervorgeht,
daß die Mitgliedschaft erst erlischt, wenn bereits

für zwei Zahlungsperioden die Zahltage versäumt

sind. Die Mitgliedschaft läuft also nicht nur so

lange, als in Wirklichkeit Beiträge bezahlt sind,
sondern bis zum letzten Zahltag, an dem noch

die Möglichkeit bestand, die Rückstände zu be¬

gleichen. Das ergibt sich schon daraus, daß die

betreffenden Verscherten verpflichtet sind, die

Beiträge bis zu diesem Zeitpunkt des Erlöschens

der Mitgliedschaft nachzuzahlen. Aber auch wenn

die Bezahlung nicht geschieht, tritt das Ende der

Mitgliedschaft erst mit diesem späteren Zeitpunkt
ein, weil eben in der Krankenversicherung Beginn
und Ende der Mitgliedschaft von bestimmten Vor¬

gängen und Tatsachen bestimmt wird, nicht vom

Bezahlen der Kassenbeiträge. Diese Ansicht ver¬

tritt auch Hoffmann (Kommentar zur Kranken¬

versicherung, Anmerkung zu § 314), der ausdrück¬

lich sagt, daß die Mitgliedschaft mit allen Rechten

und Pflichten bis zu dem Tage fortbesteht, an

dem die zweite Zahlung unterbleibt. Das Er¬

löschen habe keine rückwirkende Kraft. Das

Krankenversicherungsgesetz enthielt übrigens in

§ 27 Abs. 2 die gleiche Bestimmung. Hieraus

ergibt sich z. B., daß eine Mitgliedsbescheinigung
bis zu dem Tage auszudehnen ist, bis zu dem

noch rechtswirksam durch Beitragszahlung die

Mitgliedschaft aufrechterhalten werden konnte

Das mag widersinnig erscheinen, ist aber eine

Folge der Konstruktion des Gesetzes. Die Recht¬

sprechung hat sich bisher auch immer in diesem

Sinne bewegt. Es kann sich hiernach z. B. ein

ausgeschiedener Pflichtversicherter, der sich zur

freiwilligen Weiterversicherung meldet, in Wirk¬

lichkeit aber gar keine freiwilligen Beiträge be¬

zahlt, die Mitgliedschaft künstlich erheblich ver¬

längern.
Zu 2 ist hervorzuheben, daß die Aufnahme

versicherungspflichtiger Beschäftigung sozusagen

automatisch die freiwillige Versicherung aufhebt.

Wird der Kasse dieses Erlöschen der Mitglied¬
schaft nachgewiesen, so kann sie die Beiträge nur

bis zu diesem Zeitpunkt einfordern, denn es ist

unangängig, für Zeiten der Versicherungspflicht
„freiwillige44 Beiträge einzuziehen. Die vorstehend

unter 1 behandelte Fortzahlung der Beiträge bis

zum zweiten Zahlungstermin ist auch keine Strafe,
wie etwa die Weitereinziehung der Beiträge für

einen Versicherungspflichtigen von dessen Arbeit¬

geber bis zur Nachholung der vorschriftsmäßigen
Abmeldung. Diese Ansicht wird auch vertreten

in der Monatsschrift für Arbeiter- und Angestellten¬
versicherung 1914 S. 646. Es beziehe sich § 397

RVO. nicht auf freiwillige Versicherung.
Zu 3 ist auf § 1 des Notgesetzes vom 4. August

1914 zu verweisen, nach dem einem regelmäßigen
Aufenthalt im Inlande im Sinne des § 313 Abs. 1

RVO. gleich gilt ein Aufenthalt im Ausland, der

durch Einberufung des Mitgliedes zu Kriegs-,
Sanitäts- oder ähnlichem Dienste verursacht ist.

Dies gilt nach § 4 des genannten Notgesetzes nur

für Reichsangehörige, ist aber durch Bestimmung
des Bundesrates vom 26. November 1916 aus¬

gedehnt auf Angehörige der österreichisch-unga¬
rischen Monarchie sowie auf die ihr geleisteten
Dienste.

Zu 4 bestimmt §314 RVO. ausdrücklich, daß

die Mitgliedschaft erlischt „mit der Zustellung der

Mitteilung44, in der die Beendigung festgestellt
wird. Durch Erhebung der Beschwerde wird das

Erslöschen nicht aufgehoben oder hinausgeschoben.
Ergeht die Entscheidung dahin, daß die Mitteilung
des Vorstandes nicht gerechtfertigt war, so wirkt

das selbstverständlich zurück, so daß die Mitglied¬
schaft ununterbrochen bestehen geblieben ist.

Im allgemeinen zeigt die Betrachtung, daß

auch jetzt noch die Reichsversicherungsordnung
Lücken und Unklarheiten aufweist.
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Die §§ 397 und 383 der ReichsverSicherungsordnung.
Von C. Heimbach. Sekretär der Allgemeinen Ortskrankenkasse für den Stadtbezirk Köln.

Eines besonderen Hinweises, daß die Be¬

stimmung des § 397 RVO., nach welcher die Bei¬

träge bis zur vorschriftsmäßigen Abmeldung fort-

/uzahlen sind, zwingendes Recht verkündet,
bedarf es nicht. Die Rechtsprechung hat mit nur

erwünschter Klarheit den unzweideutigen Wort¬
laut des Gesetzes unterstrichen und einen Aus¬
nahmefall nur dann anerkannt, wenn eine recht¬

zeitige Abmeldung tatsächlich unmöglich war

i (irundsätzl.EntscheidungdesReichsversicherungs-
amts o.Juni 1915, Amtl. Nachr. 1915, 649) oder wenn
kein öffentliches Interesse mehr für die Abmel¬

dung bestand, sei es, daß die Krankenkasse durch
ein Verfahren auf Grund des § 405 Abs. 2 RVO.
(Grundsatz!. Entscheidung des Reichsversicherungs¬
amts 14. August 1915, Amtl. Nachr. 1915, 884) oder
durch Auszahlung des Sterbegeldes (Preußisches

Oberverwaltungsgericht 25. März 1914, Arch. 1914

Nr. 5) von der Lösung des Beschäftigungsverhält-
nisses Kenntnis erhalten hatte.

An dem Wortlaut des § ,383 RVO. dürfte
ebenfalls nichts zu deuteln sein. Bei Arbeitsun¬

fähigkeit sind für die Dauer der Krankenhilfe
keine Beiträge zu entrichten Das gleiche gilt
während des Bezugs des Wochen- und des

Schwangerengeldes.
Welche Rechtslage ist aber gegeben, wenn

das Arbeitsverhältnis während der Krankheit des
Versicherten gelöst wird und der Arbeitgeber die

\hmeldung gemäß § 317 RVO. versäumt? Ist in
diesem Falle der Arbeitgeber zur Weiterzahlung
der Beiträge nach § 397 a. a. 0. verpflichtet oder
tritt die in § 38*3 a. a. O. vorgeschriebene Bei¬

tragsfreiheit ein f
Man nehme folgenden Tatbestand: Der Arbeit¬

geber A. beschäftigt seit l.Mai den Versicherten B.
Dieser erkrankt am 15. Juni und bezieht bis zum

10. September die satzungsgemäße Krankenhilfe.
Inzwischen war am 1 Juli das Beschäftigungs¬
verhältnis gelöst worden, die Abmeldung wurde
aber erst am 20. Oktober bewirkt.

Unbestritten ist, daß die Zeit der Arbeits¬
unfähigkeit bis zur Losung des Beschäftigungsver-
hältnisses beitragsfrei ist, darüber hinaus hat
aber § M keine Wirkung mehr, obgleich ein¬

gewendet werden kann, daß auch für die spätere
Zeit die im Wortlaut des | 389 enthaltenen Vor¬

aussetzungen gegeben sind: B. war auch vom

1. Juli bis 10. September noch arbeitsunfähig und
bezog Krankenhilfe. Nur scheinbar stehen sich
aber in diesem Falle zwei zwingende gesetzliche
Bestimmungen gegenüber, bei welchen die eine
die Verneinung der anderen bedeutet, auch dürfte
es irrig sein, die Streittrage dahin zu prüfen, ob
hier die eine Bestimmung der anderen überzu¬
ordnen wäre. Beide Vorschriften sollen in Ihrer
vollen Rechtswirksamkeit anerkannt werden und
gerade dadurch, daß man die Absicht des Gesetz¬
gebers und den Zweck der einzelnen Bestimmung

rucksichtigt, kommt man zu dem Ergebnis, daß
S :,8:i a. a. 0 neben der Arbeitsunfähigkeit und
der Gewährung von Krankenhilfe, wenn auch un-

-chrieben. vorausgesetzt, daß d*r Versickerte
noch im Beschäftigungsverhältnisse steht. Damit
:st anderseits gesagt, daß S 397 auch dann anzu¬
wenden ist, ivenn das Beschäfttgungsverhältmis ge¬
lost wird in der Zeit, in welcher die Kasse dem

Arbeitsfähigen Krankenhilfe gewährt.
| 317 a. a. O. verpflichtet den Arbeitgeber,

ien von 'hm versicherungsflichtig Beschäftigten

binnen drei Tagen nach Ende der Beschäftigung
abzumelden. Beschäftigung ist hier im Sinne von

Beschäftigungsverhältnis zu verstehen. Aus
welchem Grunde das Beschäftigungsverhältnis ge¬
löst wird, ist für die Meldepflicht ohne Bedeu¬

tung. Auch ein erkrankter Versicherter, der aus

der Beschäftigung entlassen wird, ist abzumelden
wenngleich er auf Grund des § 311 a. a. O. Mit¬
glied der Kasse bleibt (bad. V. G. H. Arb.-Vers. 32,
123). Liegt aber kein Widerspruch in einer Ab¬

meldung nach § 317 und in dem Fortbestehen der

Mitgliedschaft nach § 311, so kann auch § 397
nicht in einen Gegensatz zu § 383 a. a. O. ge¬
bracht werden.

§ 383 befreit die Kassenmitglieder von der
Zahlung der eigentlichen Beiträge einschließlich
der Arbeitgeberanteile, ist aber gewissermaßen
als Beitragsbefreiung ein entgegenkommendes
Zugeständnis des Gesetzes an arbeitsunfähig Er¬
krankte, das durch den Schutzparagraphen 311

ergänzt und abgeschlossen wird. Es dürfte dem¬
nach verfehlt sein, wenn der Arbeitgeber, der

gegen § 397 verstoßen hat und hierdurch nach
| 397 durch die Ordnungsvorschrift im gewissen
Sinne bestraft wird, die durch § 383 dem er¬

krankten Kassenmitgliede zugedachte Wohltat zur

Aufhebung oder Abschwächung seiner Übertretung
und Strafe verwenden will. Ks hieße auch den
Sinn und die Begründung des § 383, der für die

Kassenmitglieder geschrieben ist, beugen, wenn

man ihn zur Aufhebung der §§ 317 und 397, die

uneingeschränkt Vorschriften für den Arbeitgeber
enthalten, in Anspruch nehmen würde. Bei der

zwingenden Natur der Bestimmungen für den

Arbeitgeber dürfte das nicht angängig sein. Wenn
auch um die Stütze des strengen Wortlautes
bei den §§ 383 und 397 hinfällig zu machen —
in beiden Paragraphen von „Beiträgen44 ge¬
sprochen wird, so sind doch diese „Beiträge44 dem
Sinne und ihrem Wesen nach grundverschieden.
Eigentliche Beiträge, ?:; und i als Folge der
Mitgliedschaft, sind nur im $ 383 gemeint, wäh¬
rend $ 397 nur der Form nach Beiträge ein¬
fordert und zwar den ganzen Betrag des Bei¬

trages als sogenannte Strafe für den Arbeitgeber.
Ein Rechtssatz, daß § 397 nur in Anwendung

kommt, wenn der Arbeitnehmer arbeitsfähig ist
und keinen Anspruch auf Krankenhilfe erheben
kann, wird durch die Erwägung direkt hinfällig,
daß dementsprechend die Beitragserhebung nach
§ 397 mit dem Zeitpunkte und für die Zeitdauer
auszusetzen habe, in welcher der früher Be¬

schäftigte gemäß § 214 a. a. O. von der Kasse
Krankenhilfe bezieht.

Ks würde aber auch allgemein ein ungerechtes
Prinzip in der Rechtsauffassung liegen, dio den
B 397 -durch g 383 ausschalten läßt. Den einen
Arbeitgeber trifft die sog. „Strafbestimmung*4 aus

§ 397 in vollem Umfange, während der andere

Arbeitgeber, der in demselben Maße die Ord¬

nungsvorschriften der ReichsVersicherungsord¬
nung außer acht ließ, hiervon befreit wird, weil
der von ihm entlassene Arbeiter arbeitsunfähig
erkrankt ist und die Kassenleistungen in .An¬

spruch nimmt.

Eine Beitragsberechnung, welcher dev oben

angenommene Tatbestand als Unterlage dient,
müßte am 1. Mai beginnen, am IS. Juni auf Grund
des $ .IK.i aussetzen, am 1. Juli gemäß § 397 wieder
aufgenommen werden und am 20. Oktober endigen.

DDD



Nr. 24 Volkstümliche Zeitschrift für praktische Arbeiterversicherung. 281

Verwaltung.
Verordnung des Bundesrats betreffend Ver¬

jährung rückständiger Beitrage nach ft 29 RVO.
vom 2. Dezember 1916. (RgBl. S. 1341.)

Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des

Gesetzes über die Ermächtigung des Bundesrats
zu wirtschaftlichen Maßnahmen usw. vom 4. August
1914 (RgBl. S. 327) folgende Verordnung erlassen:

Die im § 29 Abs. 1 RVO. für die Verjährung
des Anspruchs auf Rückstände bestimmte Frist

läuft, soweit sie nicht durch § 4 der Bekannt¬

machung über die Anrechnung von Militärdienst¬
zeiten und die Erhaltung von Anwartschaften in
der Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung
vom 23. Dezember 1915 (RgBl. S. 845) bereits ver¬

längert ist, nicht vor dem Schlüsse des Kalender¬

jahres ab, das dem Jahre folgt, in welchem der

Krieg beendet ist. Dies gilt nicht für solche An¬

sprüche auf Rückstände, welche am Tage des
Inkrafttretens dieser Verordnung bereits ver¬

jährt sind.

Diese Verordnung tritt mit dem Tage der

Verkündung in Kraft.

Neue Beitragsmarken für die Invaliden¬

versicherung. Nach einer Bekanntmachung des

Reichsversicherungsamts vom 27. Oktober 1916
sind für die Zeit ab 1. Januar 1917 für die Ent¬

richtung der Beiträge zur Invaliden- und Hinter¬

bliebenenversicherung ausschließlich neue Marken
zu verwerten. Der Geldwert der Marken beträgt
für eine Woche in Lohnklasse I 18 Pf., Lohn¬
klasse II 26 Pf., Lohnklasse III 34 Pf., Lohnklasse IV
42 Pf. und in Lohnklasse V 50 Pf. Es werden,
wie bisher, Marken für eine, für zwei und für
dreizehn Wochen verausgabt.

Zum Zwecke der nachträglichen Beitrags¬
leistung (§ 29 Abs. 1, §§ 1442 bis 1444 RVO.) sind
für die vor dem 1. Januar 1917 liegenden Zeiten
die alten, auf Grund des bisherigen § 1392 RVO.

ausgegebenen Marken (Bekanntmachung über die

Ausgabe neuer Beitragsmarken für die Invaliden-
und Hinterbliebenenversicherung vom 11. No¬
vember 1911, Amtl. Nachr. des RVA. 1912 S. 332)
zu verwenden. Mit Rücksicht hierauf werden

entsprechend den Anordnungen der obersten
Postbehörden die Postanstalten diese Marken
noch bis zum 30. Juni 1917 einschließlich verkaufen.
Vom 1. Juli 1917 ab sind alte Marken nur noch

von den Versicherungsanstalten zu beziehen.
Bis zum 31. Dezember 1918 einschließlich

können die alten Marken bei den Markenverkaufs¬
stellen gegen neue Marken unter Berüchtigung
des veränderten Geldwertes umgetauscht werden.

Die auf Grund des § 1482 RVO. ausgegebenen
Zusatzmarken im Geldwert von 1 Mk. (Ziffer 1,
13 bis 15, 20 Abs. 3 der Bekanntmachung über die

Ausgabe neuer Beitragsmarken für die Invaliden-
und Hinterbliebenenversicherung vom 11. No¬
vember 1911 a. a. O.) behalten ihre Gültigkeit und
sind auch für die Zeit nach dem 1. Januar 1917
weiter verwendbar.

Die neuen Marken sind

für die Lohnklasse I in rotem Drucke,
für die Lohnklasse II in blauem Drucke,
für die Lohnklasse III in grünem Drucke,
für die Lohnklasse IV in rotbraunem Drucke,
für die Lohnklasse V in gelbem Drucke

hergestellt.

Bayrische Verordnung, betreffend die Errich¬

tung der Versicberungsfimter, vom 11. November
1916 (Bavr. Staatsztg. vom 15. November 1916).

Auf Grund Allerhöchster Ermächtigung wird
mit Rücksicht auf die durch den Krieg geschaffenen
Verhältnisse in Ergänzung der Bekanntmachung
vom 30. November 1912 (Gesetz- und Verordnungs¬
blatt S. 1232) bis auf weiteres bestimmt:

1. Solange bei einem Bezirksamt kein Assessor
als Nebenbeamter Dienst tut, kann die vorgesetzte
Regierung, Kammer des Innern, nach Anhörung
des Amtsvorstandes oder Amtsverwesers mit Zu¬

stimmung des Oberversicherungsamtes einen
anderen geeigneten Beamten (Art. 1 des Beamten¬

gesetzes) als ständigen Stellvertreter des Vor¬
sitzenden des Versicherungsamts bestellen.

2. Auf diese Stellvertreter finden die Ziffern
5 und 6 der Bekanntmachung vom 30. November
1912 gleichmäßige Anwendung.

Sächsische Verordnung zur weiteren Aus¬

führung des Versicherungsgesetzes für Ange¬
stellte vom 8. November 1916 (Gesetz- u. Ver-

ordnungsbl. f. d. Kgr. Sachsen S. 205).
§ 1. Die in der Ausführungsverordnung vom

20. September 1915 (G.- u. V.-Bl. S. 254) bestimmte

Frist, für welche die erstmalige Festsetzung der

Ortspreise für den Wert der Sachbezüge gilt —

§ 2 Abs. 2 VG. f. A. vom 20. Dezember 1911 (RGBl.
S. 989) und § 2 Abs. 5 der Ausführungsverordnung
vom 30. Dezember 1912 (G.- u. V.-Bl. S. 565) -,

wird bis zum Schlüsse des Kalenderjahres ver¬

längert, das dem Jahre folgt, in welchem der

gegenwärtige Krieg beendet ist.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit dem Tage
der Verkündung in Kraft.

Abkommen zur Durchführung der §§ 219,
220 und 223 RVO. (vgl. Bekanntmachung des

Reichsversicherungsamts vom 18. Oktober 1916 -

Amtl. Nachr. d. RVA. 1916, S. 672.)
Der Hauptverband deutscher Ortskranken¬

kassen, e. V., Sitz Dresden, der Verband zur

Wahrung der Interessen der deutschen Betriebs¬

krankenkassen, Sitz Essen, der Gesamtverband
deutscher Krankenkassen, e. V., Sitz Essen, der
Verband deutscher Innungskrankenkassen, Sitz

Hannover, der Allgemeine Verband deutscher

Landkrankenkassen, Sitz Berlin, haben unter Mit¬

wirkung des Reichsversicherungsamts zur Durch¬

führung der §§ 219, 220 und 222 folgendes unter¬

einander vereinbart:

§ 1, 1. Um Kranke, die sich nicht im Kassen¬
bezirk aufhalten, schneller und gründlicher zu

heilen, können sie der zuständigen Krankenkasse
ihres Aufenthaltsorts nach § 219 RVO. überwiesen
werden.

2. Bei der Überweisung hat die ersuchende

Kasse den satzungsmäßigen Umfang ihrer

Leistungen mitzuteilen. Dabei ist anzugeben, ob

die Kasse diesen Vereinbarungen beigetreten ist
Die aushelfende Kasse hat bei der Art der Für¬

sorge die Wünsche der Kasse des Mitglieds tun¬

lichst zu befolgen.
3. Werden nach dem Gutachten des be¬

handelnden Arztes besondere ärztliche Leistungen
oder Heilmittel notwendig, so sind sie nach den
vorher einzuholenden Anweisungen der Kasse des
Versicherten zu gewähren.

4. Die überwiesenen Kranken sollen wie die

eigenen kranken Mitglieder einer ausreichenden
Krankenaufsicht unterstellt werden.

§ 2. Das gleiche gilt, wenn an einen Ver¬
sicherten Leistungen auf Grund des § 220 RVO.

zu gewähren sind.
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:;. Auf Erfordern einer an den Verein¬

barungen beteiligten Kasse sind alle übrigen be¬

teiligten Kassen in anderen Bezirken bereit,

Kranke, die sich in ihrem Bezirk aufhalten, ihrer

Krankenaufsicht zu unterstellen, auch wenn sie

ihnen nicht nach 1219RVO« Krankenhilfe leisten.

4. L Die Krankenkasse des Versicherten

hat der aushelfenden Kasse die nachgewiesenen
Kosten für ärztliche Behandlung, Arznei sowie

kleinere Heilmittel bis zur Hohe von drei Achteln

des Grundlohns abweichend von der Vorschrift

de 222 RVO. zu ersetzen.

2 Andere besondere Leistungen der Kranken¬

pflege, denen die ersuchende Kasse zugestimmt

bat, sind besonders zu erstatten, auch wenn der

Betrag von drei Achteln des Grundlohns dadurch

überschritten wird.

3. Krankenhauspflege ist nur mit Zustimmung

der ersuchenden Kasse und zu möglichst niedrigen
Sätzen zu gewähren. Bei mehreren gleichwertigen
Krankenhäusern ist das mit den niedrigsten
Sätzen zu wählen. Anzustreben sind Verein¬

barungen mit den Krankenhausverwaltungen, wo¬

nach die auswärtigen Kranken zu den gleichen
Sätzen wie die ortsansässigen verpflegt werden.

Die Kosten der Krankenhauspflege sind in Höhe

des nachgewiesenen Aufwandes zu ersetzen.

4. Als nachgewiesene Kosten für die ärzt¬

lich*0 Behandlung gelten:
a) wenn für die ärztliche Behandlung des über¬

wiesenen Kranken ein Pauschbetrag gezahlt
worden ist, dieser Pauschbetrag. Dabei

sollen die der Vereinbarung beigetretenen
Krankenkassen in den Verträgen mit ihren

Ärzten vereinbaren, daß die Leistungen an

Kranke, die von anderen Krankenkassen

überwiesen werden, mit dem gleichen Pausch¬

satz, wie er für die Kassenmitglieder fest¬

gesetzt ist, abgegolten werden;

b) wenn die ärztliche Behandlung des über¬

wiesenen Kranken nach Einzelleistungen be¬

zahlt worden ist, der hierfür aufgewendete
Betrag, aber nicht über das im § 4 Abs. 1

bezeichnete .Maß hinaus.

1. Als Ersatz der Kosten für die Kranken¬

aufsicht nach § 3 sind der aushelfenden Kasse für

jeden Besuch 50 Pf. und, wenn der Kranke in

einem Landbezirke wohnt und der Besuch nicht

innerhalb der regelmäßigen Besuchsgänge liegt,
die erforderlichen Fahrtkosten zu erstatten.

§ V Die Leistungspflicht der aushelfenden

Kasse beginnt mit dem Tage, an dem das Er¬

suchen bei ihr eingeht. Mit dem gleichen Tage
beginnt die Ersatzpflicht der ersuchenden Kasse.

§ & Hat eine Krankenkasse eine andere nach

den §§ 219, 220 RVO. ersucht, Krankenhilfe zu

leisten, ohne selbst zur Gewährung der Kranken¬

hilfe verpflichtet zu sein, so .sollen die Leistungen
und der Ersatzanspruch so bemessen werden, als

ob die ersuchende Kasse leistungspflichtig wäre.

§ 7. 1. Diese Vereinbarungen gelten für alle

Kassen, die ihnen durch eine ausdrückliche Er¬

klärung beigetreten sind. Der Rücktritt ist nur

zum Jahresschlüsse nach \ oraufgegangener drei¬

monatlicher Kündigung zulässig.
2. Laufende Versicherungsfälle werden durch

den Beitritt oder Rücktritt nicht berührt.

>; S. Die Beitrittserklärungen sind von den

beteiligten Verbänden einzusammeln und dem

Reichsver sicherungsamt einzureichen. Das Reiehs¬

versicherungsamt ist bereit, die Namen der bei¬

getretenen Kassen auf Antrag mitzuteilen.

I 9, Diese Vereinbarungen gelten bis zum

31. Dezember 1917. Sie gelter, stets auf zwei

weitere Jahre, wenn nicht drei Monate vor Ab¬

lauf von einem beteiligten Verband Abänderungs-

anträge beim Reichsversicherungsamte gestellt
werden.

Kl. Kassenangestellte als Ausschuttmitglieder
bei der Beratung von Gehaltefragen. Nach

§ 21 Abs. 4 RVO. dürfen — im Gegensatz zum

früheren Recht besoldete Beamte eines Ver¬

sicherungsträgers nicht zugleich ehrenamtliche

Mitglieder des Vorstandes desselben sein. Da¬

gegen ist es gestattet, daß derartige Kasrsen-

angestellte dem Ausschuß angehören. In Wirk¬

lichkeit kommt das auch sehr häufig vor, namentlich

in kleineren Orten. Selbstverständlich haben die

Kassenangestellten als Ausschußmitglieder genau

die gleichen Rechte und Pflichten wie die anderen

derartigen Mitglieder. Eine Begrenzung ihrer

Tätigkeit kann sich nur aus § 23 Abs. 3 RVO.

ergeben. Darnach muß sich das Mitglied eines

Kassenorgans bei Beratung über solche Gegen¬
stände, die sein Privatinteresse oder das seiner

Angehörigen berühren, der Teilnahme an der

Beratung und Abstimmung enthalten, auch sich

während der Beratung aus dem Sitzungszimmer
entfernen. Aus den „nahen Beziehungen44, die

doch nun einmal ein Kassenangestellter zur Kasse

hat, kann es immerhin vorkommen, daß im Aus¬

schuß Angelegenheiten behandelt werden, die sein

„Privatinteresse44 berühren. Insbesondere ent¬

steht diese Frage bei der Beratung von Gehalts¬

angelegenheiten. Wie haben sich hierbei die

Angestellten zu verhalten ? Bei der Allgemeinen
Ortskrankenkasse zu O. beschäftigte sich z. B.

der'Ausschuß in seiner letzten Sitzung mit der

Gewährung von Teuerungszulagen. Zwei der

Kassenangestellten, die dem Ausschuß angehören,
stimmten was sehr erklärlich für die Ge¬

währung solcher Zulagen. Hiergegen erhoben

einige Arbeitgeber Beschwerde. Ks kam aber

nicht zu einer Entscheidung, da die Stimmen für

die Bewilligung der Zulagen so zahlreich waren,

daß die zwei der Kassenangestellten nicht aus¬

schlaggebend waren.

Der Abs. 3 des § 26 RVO. ist erst vom Reichs¬

tag in zweiter Lesung eingeführt worden. Es

wurde (Sten. Ber. S. 6384) z. B. an den Fall ge¬

dacht, daß über die Vergebung irgendwelcher
Lieferungen für die Kasse an ein Vorstandsmit¬

glied beraten wird. Sonst ist über die Frage
wenig Material vorhanden. Hahn (Handb. d KV.,

Anm. zu § 23) sagt, ein Ausschußmitglied werde

nicht teilnehmen dürfen an der Beratung über

eine Gehaltserhöhung, an der es als Angestellter
dev Kasse interessiert ist. Dieser Satz kann

unseres Erachtens nicht so, wie er hier steht,

hingenommen werden, sondern bedarf der

Begrenzung.
Der Ausschuß hat sich in Verfolg seiner

gesetzlichen Aufgaben nur dann mit den Gehältern

der Kassenangestellten zu befassen, wenn er

über die Dienstordnung beschließt. Sonst nicht,

denn die Verteilung der Gehälter innerhalb des

Besoldungsplanes usw. ist Sache des Kassenvor¬

standes. Bei Beratung der Dienstordnung kommt

aber der Angestellte nicht als „Individium44,
sondern als Angehöriger einer Personenklasse,

über deren -Angelegenheiten beraten wird, in

Betracht, er hat also an der Behandlung kein

„Privatinteresse44, sondern nur ein mittelbares

Interesse. Die .Auslegung des § 57 der preußischen
Städteordnung, die eine ähnliche Bestimmung hat,

ist seither immer diese gewesen. Sie wird also

auch hier Anwendung finden müssen. .\ls Aus-
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nähme wäre höchstens der Fall denkbar, daß ein

dem Ausschuß angehörender Angestellter als ein¬

zige unter die Dienstordnung oder unter eine

bestimmte Angestelltengruppe fallende Person in

Frage kommt, so daß sein persönliches Interesse

itank genug berührt wird.

Wenn die Teuerungszulagen in der Form einer

Änderung der Dienstordnung durchgeführt werden,

wie es das Reiehsversicherungsamt will, gilt das

eben Gesagte ebenfalls. Ist das aber nicht der

Kall, so hat der Ausschuß gar keinen Anlaß, sich

mit der Sache zu beschäftigen, die Beschlußfassung
t dann nur Aufgabe des Kassenvorstandes. Be¬

schäftigt sich der Ausschuß aber trotzdem mit

der Angelegenheit, so tut er es nur in der Form

einer gutachtlichen Äußerung. Da es sich hier

also nicht um eine gesetzlich vorgesehene Beratung
des Ausschusses handelt, wird sich der diesem

angehörende Kassenangestellte erst recht an der¬

selben beteiligen können. Man sieht, daß nur

ausnahmsweise der Abs 3 des § 23 RVO. auf die

Kassenangestellten als Ausschußmitglieder zu¬

treffen kann.

Krankenkassentag für die Provinz Branden¬

burg. Am 26. November hielt nach einer mehr

als zweijährigen durch den Krieg bedingten Pause

die Freie Vereinigung der Krankenkassen der

Provinz Brandenburg ia Berlin eine Provinzial-

konferenz ab.

Nach der Eröffnungsrede des Vorsitzenden

fiendig erstattete der Geschäftsführer Simanowski

den Geschäftsbericht des Vorstandes. Hierbei bemerkte

er unter anderem, daß die Zahnärzte in letzter

Zeit so hohe Honorarforderungen gestellt hätten,

daß es den Krankenkassen nicht möglich sei, diese

Anforderungen zu erfüllen. Deshalb empfehle
der Vorstand, daß die größeren Kassen eigene
Zahnkliniken einrichten und die kleinen Kassen

sich zu demselben Zweck zusammenschließen.

Ferner verwies der Redner auf die Maßnahmen,

die der Vorstand ergriffen hat. um die Bekämpfung
der Geschlechtskrankheiten durch die Kranken¬

kassen zu fördern. Die Konferenz erteilte dem

Geschäftsführer Entlastung und stimmte der Auf¬

nahme einer Anzahl Kassen, die ihren Beitritt

zur Freien Vereinigung angemeldet hatten, zu.

Der Vorsitzende Bendig begründete alsdann

einige vom Vorstand beantragte Änderungen der

Satzungen. Er führte hierzu aus: In den Satzungen

war unter den Aufgaben der Freien Vereinigung

angegeben: Errichtung von Heilanstalten, Ge-

nesungs- und Erholungsheimen, Abschluß von

Verträgen mit Ärzten und Apothekern. Das sind

nach Ansicht der Aufsichtsbehörden Aufgaben,
die nur von den nach § 406 RVO. gebildeten
Krankenkassenverbänden übernommen werden

dürfen. Die Reichsversicherungsordnung gestattet

zwar, daß diese .Aufgaben auch den Krankenkassen¬

vereinigungen übertragen werden können, aber

die hier zuständige Aufsichtsbehörde will sie nur

den Krankenkassenverbänden zugestehen. Das

Handelsministerium hat deshalb einen Antrag der

Freien Vereinigung, ihr einzelne der genannten

.Aufgaben zu übertragen, abgelehnt. Nicht einmal

die Vorbereitung von Verträgen mit Ärzten und

Apothekern will das Handelsministerium der Freien

Vereinigung zugestehen. Die .Aufsichtsbehörden

in anderen Bundesstaaten haben den Kranken¬

kassenvereinigungen, die sich Aufgaben der ge¬

dachten .Art stellten, keine Schwierigkeiten ge¬

macht. Mit Rücksicht auf die Haltung ies preußi¬
schen Handelsministeriums empfiehlt der Vorstand

eine Änderung der Satzungen dahingehend, dafl die

Anführung der bezeichneten Aufgaben gestrichen
und statt dessen gesagt wird:

„Der Zweck der Freien Vereinigung ist die

Förderung aller die Krankenkassen gemeinsam
berührenden Angelegenheiten für die Kranken¬

hilfe."

Der beantragten Streichung, so sagte der

Redner, können wir zustimmen, da wir in ab¬

sehbarer Zeit gar nicht die Möglichkeit haben,

Heil- und Erholungsstätten zu errichten. Indem

wir durch die beantragte Streichung den Anforde¬

rungen der Aufsichtsbehörde nachkommen, muß

man uns ohne Zweifel als eine Vereinigung im

Sinne des § 414 RVO. gelten lassen. Demnach

dürfen die Kosten des Besuchs unserer Versamm¬

lungen aus Kassenmitteln gedeckt werden.

Die Konferenz stimmte der beantragten
Satzungsänderung zu, ebenso einer anderen Ände¬

rung, welche die Zahl der Delegierten zur Ge¬

neralversammlung regelt und eine Höchstgrenze
für den Mitgliedsbeitrag zur Freien Vereinigung
festsetzt.

Hierauf gab der Geschäftsführer Koblenzer

einen ausführlichen Bericht über die Verhandlungen
des Hauptverbandes im August d. J. in Eisenach.

Dem Bericht folgte eine Diskussion über einige
der Konferenz vorliegende Anträge des Haupt¬
verbandes, die sich auf Verwaltungsangelegen¬
heiten der Kassenverbände beziehen. — An¬

genommen wurden zwei Anträge. Der erste

fordert den Wegfall der vorherigen Genehmigung
des Besuchs von Verbandsversammlungen durch

die Aufsichtsbehörden; er regelt die Entschädi¬

gung und die Zahl der Delegierten. Der zweite

Antrag erklärt sich dafür, daß zur Prüfung der

Geschäftsführung der Kassen sowie zur Rezept¬
revision Einzelstellen der Unterverbände mit

einer zusammenfassenden Oberstelle des Haupt¬
verbandes errichtet werden.

Erhebliches Interesse bot der folgende Punkt

der Tagesordnung: Die künftige Gestaltung der vor¬

beugenden Tätigkeit der Krankenkassen.

Der Referent, Direktor Albert Kohn, zeigt, daß

die Krankenkassen seither in der Bekämpfung
der Volkskrankheiten Bedeutendes geleistet haben;
namentlich in der Bekämpfung der Tuberkulose,

der Geschlechtskrankheiten und des Alkoholismus.

So erfreulich aber diese Erfolge sind, so darf

nicht verkannt werden, daß sich auf dem Gebiet

der vorbeugenden Tätigkeit noch ein weites Ar¬

beitsfeld für die Krankenkassen bietet. Besonders

in den ländlichen Bezirken bleibt noch viel zu tun.

Als notwendige Voraussetzung der Krankheits¬

verhütung muß die Säuglingsfürsorge gelten. Seit

Gründung des Reiches sind 15 Millionen Säug¬

linge gestorben. Nicht kleiner wird die Zahl der¬

jenigen sein, die siech und elend heranwachsen.

Je geringer die Zahl solcher Unglücklichen ist,

desto günstiger wird sich die Tätigkeit der Kranken¬

kassen gestalten können. Auf die Heranziehung

eines gesunden, kräftigen Geschlechts muß des

halb unsere Fürsorge gerichtet sein. Auch der

Wohnungsfürsorge haben die Krankenkassen

Beachtung zu schenken. In vielen Tausenden von

Fällen scheitert die Heilung der Krankheit an der

schlechten Beschaffenheit der Wohnung und die

Entstehung und Verbreitung von Krankheiten

wird durch ungesunde Wohnungsverhältnisse be¬

günstigt. Im eigensten Interesse der Kranken¬

kassen liegt es deshalb, den Bau von gesunden

Kleinwohnungen zu fordern durch Hergabe von

Hypotheken an gemeinnützige Baugenossen¬
schaften. - Aufklärung der Bevölkerung in ge¬

sundheitlicher Beziehung ist ein wirksames Mittel
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zur Verhütung von Krankheiten. In dieser Hin¬

sicht konnten die Krankenkontrolleure wertvolle

Arbeit leisten. Voraussetzung ist jedoch, daß sie

hierzu planmäßig ausgebildet werden. — Es sollte

keine Kasse mit Rücksicht auf die Kosten der

Krankenhausbehandlung von Überweisungen in

Krankenhäuser absehen, denn hier ist die Heilung
der Patienten sicherer und schneller zu erwarten

als in der Wohnung. - Tuberkulose, Geschlechts¬

krankheiten und Alkoholismus sind nicht die ein¬

zigen Volkskrankheiten. In neuerer Zeit nehmen

die die von Plattfuß und von Krebs bedeutend

n und bringen eine erhebliche Belastung der

Krankenkassen mit sich Deshalb muß auch (diesen

Krankheiten gegenüber die vorbeugende Fürsorge
Platz greifen

Wir dürfen uns nicht mit den bisherigen Er¬

folgen unserer Für.sorgetätigkeit begnügen, wir

müssen bemüht sein, die Zahl der Opfer von

Volkskrankheiten immer mehr einzuschränken.

Die rechtzeitige Erkennung und frühzeitige Be¬

handlung von Krankheiten ist eine wesentliche Vor¬

aussetzung erfolgreicher Krankheitsbekämpfung.
Deshalb würde es sich empfehlen, die Kassen-

mitglieder regelmäßig auf ihren Gesundheits¬

zustand ärztlich untersuchen zu lassen. Diese

Forderung, gegen die ja manche Einwände erhoben

werden, darf nicht wieder von der Tagesordnung
verschwinden. - Auch der Zahnpflege müssen

die Krankenkassen ihre .Aufmerksamkeit zuwenden,

denn schadhafte Zähne sind die Ursache von Ver¬

dauungskrankheiten. Den Kassenärzten könnte

die Arbeit erleichtert werden, wenn sich mehrere

Kassen zusammentun, um diagnostische Institute

zu schaffen. Alle diese Forderungen bleiben

Stückwerk, solange es nicht gelingt, die Familien-

Unterstützung in den Krankenkassen einzuführen.

Nur unter dieser Voraussetzung ist eine wirksame

Bekämpfung der Volkskrankheiten möglich.
Der Krieg stellt auch an die Krankenkassen

neue Anforderungen. Groß wird die Zahl der¬

jenigen sein, die außer den Verletzten und un¬

mittelbar Erkrankten innere Krankheiten als Folge
des Krieges davongetragen haben und Behand¬

lung durch die Krankenkassen erforden. Diesen

Zweig der Fürsorge planmäßig zu regeln, wird

eine der ersten Friedensaufgaben der Kranken¬

kassen sein. .Auch die jetzt ungewöhnlich starke

Heranziehung der Frauen und Jugendlichen zu

schweren industriellen Arbeiten wird Krankheiten

mit sich bringen, die sich demnächst in Ansprüchen
an die Krankenkassen zeigen werden. Jeder,
der in den Krankenkassen mitarbeitet, hat sich

deren neuen Aufgaben zu widmen. Bei der Er¬

füllung dieser Aufgaben darf nicht der geschäft¬
liche Standpunkt maßgebend sein. Die vornehmste

Pflicht ist die Sorge für das Heranwachsen eines

gesunden, kräftigen Geschlechts.

Der Vortrag fand lebhaften Beifall. Die von

oem Redner vorgelegte Resolution wurde ein

st'mmig angenommen. Sie lautet:

„Die am 2(5. November 1916 in der Neuen

Philharmonie in Berlin tagende Konferenz der

Freien Vereinigung von Krankenkassen der Pro¬

vinz Brandenburg faßt folgende Entschließung:
Der Krieg, welcher seit mehr als zwei Jahren

die Welt in ihren Grundfesten erschüttert, hat

die Erkenntnis über die Bedeutung der deut.schen

Arbeite rversicherung in weiten Kreisen wesentlich

gefördert. Den Trägern der Krankenversicherung
erwächst eine Fülle neuer Aufgaben, und es er¬

scheint wichtig, daß die Krankenkassen sich auf

dieselben zeitig vorbereiten. Der Wert des ein¬

zelnen Menschenlebens Ist außerordentlich ge¬

stiegen, und ist es bei Befolgung einer gesunder.
Bevölkerungspolitik dringend notwendig, die

Krankheitsverhütung in ganz anderem Maße in

den Vordergrund zu stellen, als dies bisher von

den Krankenkassen geschehen ist. Aus diesem

Grunde ist zu fordern:

daß die Leistung der Reichswochenhilfe auch

nach Friedensschluß erhalten bleibe, — dabei

ist die Ersatzpflicht des Reiches in dem bis¬

herigen Umfange als dringend nötig zu erachten,

Erhöhung des Wochengeldes mindestens bis

zu 7* des Grundlohnes,
Schwangerenunterstützung auf die Dauer

von sechs Wochen in gleicher Höhe,

Unterbringung der Entbindenden in Wöchne¬

rinnenheime und, wo dies nicht angängig, Ge¬

währung von Hauspflege.
Von allen ehrenamtlich oder beruflich in

Dienste der Krankenkassen stehenden Personen

ist zu verlangen: „Förderung und Unterstützung

der Säuglings-, Kleinkinder- und Jugendfürsorge.*4
Die Krankenkassen haben tatkräftig einzutreten

für eine umfassende Wohnungsfürsorge und für

den weiteren Ausbau der Fürsorgestellen zur

Bekämpfung der Tuberkulose, der Geschlechts¬

krankheiten und des Alkoholismus. Dabei ist

möglichst auf eine Zentralisierung aller dieser

Bestrebungen hinzuwirken und die Mitarbeit der

Organe der Krankenkassen (Krankenbesucher) zu

sichern.

Die Aufklärung der Versicherten ist durch

Veranstaltung von Wanderausstellungen, hygieni¬
schen Vorträgen, unentgeltlicher Verteilung von

Druckschriften, Aushang von anatomischen und

statistischen Tafeln in den Abfertigungsstellen
entschieden zu fördern. Ferner ist die Unter¬

bringung von Kranken, die in schlechten Woh¬

nungen hausen oder an ansteckenden Krankheiten

leiden, in Krankenhäusern und Heilstätten zu

sichern und die Überweisung nach geeigneten
Kurbädern und Erholungsstätten In größerem
Maße zu bewirken. Weiter ist zu empfehlen:
Errichtung von Zahnpflegeanstalten und besondere

Beachtung der Krebskranken und Beinleidenden.

Die Versammlung ist der Ansicht, daß eine

nachhaltige Bekämpfung der Volkskrankheiten

und eine wesentliche Hebung der Volksgesundheit
sich nur durchführen läßt,

1. durch obligatorische Einführung der Familien¬

versicherung,
2. durch Vornahme periodischer Untersuchungen

sämtlicher Kassenmitglieder auf den Gesund¬

heitszustand,
3. durch Errichtung diagnostischer Institute.

Zur Hebung des ungeheueren, wertvollen Ma¬

terials, welches sich in den deutschen Kranken¬

kassen angesammelt hat, ist die Schaffung einer

einheitlichen Krankenstatistik vom Hauptverband
deutscher Ortskrankenkassen mit allem Nachdruck

zu forciern.44

Zum Schluß wählte die Konferenz den bis¬

herigen Vorstand der Freien Vereinigung wieder

und stimmte, soweit sich Ersatzwahlen notwendig
machten, den Vorschlägen der Geschäftsleitung zu.

Der Verband der elsatt-lothringisdien Kran¬

kenkassen hielt in den Tagen vom 11. bis 12. No¬

vember seine 10. Jahresversammlung in Straßburg
ab. Der Kriegszustand und die besonderen Ver¬

hältnisse Elsaß-Lothringens hatten es verschuldet,

daß seit der letzten Tagung fast 8Vj Jahre ver¬

flossen waren. Vertreten sind 22 Kassen mit ins¬

gesamt 130000Mitgliedern; ferner waren anwesend

außer den Vertretern des Nachbarverbandes Baden
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solche von Straßburger Betriebs- und Innungs¬
krankenkassen und mehrere Vertreter von Be¬

hörden. Von letzteren hatten sich eingefunden der

Bürgermeister von Straßburg, Herr Dr. Schwander,
der Direktor der Landesversicherungsanstalt
Elsaß-Lothringen, Herr Dr. Freudenfeld, für das

elsaß-lothringische Staatsministerium Herr Mi¬

nisterialrat Nelken, ferner das Versicherungsamt
und verschiedene Dezernenten der Straßburger
Stadtverwaltung.

Die Vorversammlung am 11. November er¬

ledigte den geschäftlichen Teil, hörte den Bericht

des Vorsitzenden Herrn Leichsenring an und bot

in einem sehr interessanten, äußerst instruktiven

Vortrag des geschäftsführenden Beamten Herrn

Dietrich über „Praktische Verwaltungsfragen aus

der Kriegszeit" auch für die Kassenpraxis wert¬

volle Belehrung.
Die Hauptversammlung am Sonntag brachte

zunächst bei der Begrüßung der behördlichen

Gäste und den Erwiderungen durch diese eine

Anzahl warm empfundener Ansprachen, so u. a.

des Herrn Bürgermeisters Dr. Schwander und des

Direktors der Landesversicherungsanstalt Elsaß-

Lothringen, Herrn Dr. Freudenfeld. Ersterer hob

das wachsende Verständnis der gesamten Bevöl¬

kerung für die sozialen Aufgaben der Kranken¬

kassen hervor und schloß: „Welch namenloses

Elend wäre über unsere Arbeiterschaft herein¬

gebrochen, wenn die Krankenkassen beim Kriegs¬
ausbruch die Türen geschlossen hätten!44 Herr

Dr. Freudenfeld sprach sich über die Wechsel¬

wirkungen zwischen Landesversicherungsanstalt
und Krankenkassen aus, betonte insbesondere die

Notwendigkeit der Bekämpfung der Volksseuchen,
Geschlechtskrankheiten, Tuberkulose, Alkoholis¬

mus und namentlich der Gewerbekrankheiten.

„Wenn unsere Heere im Osten und Westen so

unvergleichliche Wunder an Kraft und .Ausdauer

offenbaren, so ist dies die Frucht unserer sozialen

Gesetzgebung. Die dringenden Forderungen der

Aufgaben zu erfüllen, muß das Ziel des ganzen
Volkes sein.44 Auch Herr Ministerialrat Nelken

sprach die Bereitwilligkeit aus, am sozialen Werk

mitzuschaffen.

Herr f.d. Graf, Xo sitzender der Frankfurter

Ortskrankenkasse, referierte in einem ausgezeich¬
neten Vortrag über die „Aufgaben der Kranken¬

kassen während und nach dem Kriege" Die von

Humor und Satire gewürzten Ausführungen des

Redners fanden den lebhaftesten Beifall der Ver¬

sammlung. Die Forderungen, die von den Sozial¬

politikern hinsichtlich dem Ausbau der Arbeiter¬

schutzgesetzgebung und dem Schutz der Volks¬

gesundheit erhoben werden, sind unseren Lesern

wohlbekannt. Herr Graf verfügt neben einer

vorzüglichen Sachkenntnis in sozialen Fragen
auch über ein gleiches Talent, das Kind beim

richtigen Namen zu nennen. Die von ihm formu¬
lierten Forderungen entbehren jedes utopistischen
Beigeschmackes; sie sind restlos erfüllbar und

werden, wenn die deutsche Arbeiterschaft oder
in weiterem Sinne — das deutsche Volk seine

Lage begreifen lernt, mit dem nötigen Nach¬

druck auch durchgesetzt, trotz aller Reaktion,
die nach dem Krieg ihre vermeintliche Daseins¬

berechtigung jedenfalls auch nicht zu verleugnen
gewillt ist.

Über „Die Beratungsstellen für Geschlechtskranke
unter besonderer Berücksichtigung der Mitarbeit der

Krankenkassen" sprach Herr Dr. tfemmer-Straßburg,
der als Vertrauensarzt der OKK. Straßburg-Stadt
zugleich Leiter der Straßburger Beratungsstelle
für Geschlechtskranke ist. Die Beratungsstelle in

Straßburg ist seit I. Juli 1916 eröffnet. Nach den
bisher gesammelten Erfahrungen ist zunächst die

Notwendigkeit solcher Stellen erwiesen, und

weiter ergibt sich auch die fernere Handhabung.
Daß die Geschlechtskrankheiten zu den volksver-

wüstendsten Seuchen gehören, bewies der Re¬

ferent; wir haben die Pflicht, schon im Interesse

der Erhaltung der Volkskraft und Volkszahl rück¬

sichtslos diese Seuche zu bekämpfen. Unver¬
ständlich sei daher, daß eine größere Anzahl

Ärzte, namentlich die Spezialärzte, den Beratungs¬
stellen direkt feindlich gegenüberständen. Die

Beratungsstellen sollen keine Behandlungsstätten
für Geschlechtskranke sein; sie sind eben nur

als Beratungs- und Überwachungsstellen gedacht,
während die Behandlung selbst durch den von

dem Kranken frei gewählten Arzt geschieht.
Eine Schädigung der Ärzte kann also nicht ein¬

treten, eher das Gegenteil. Aber dem unbemit¬

telten Kranken wird die ärztliche Hilfe ebenfalls

verschafft, und das ist ein gewaltiger Fortschritt.

Die Kostendeckung der Beratungsstellen, den Er¬

satz von Reisegeld, Zehrgeld und ausfallenden

.Arbeitslohn übernimmt die Landesversicherungs¬
anstalt Elsaß-Lothringen. Auch in Metz, Colmar

und Mülhausen werden in nächster Zeit solche

Beratungsstellen eröffnet. Der Vortrag fand leb¬

haftesten Beifall.

Zum Schluß wurde als geschäftsführende
Kasse des Verbandes die OKK. Straßburg- Stadt

wiedergewählt. Als Ort dor nächsten Tagung
wird Colmar bestimmt. Anträge der Verbands¬

kassen lagen nicht vor, und so schloß der Vor¬

sitzende mit herzlichen Dankesworten die glänzend
verlaufene Versammlung. Nachmittags wurde das

mustergültige neue Verwaltungsgebäude und die

Zahnklinik der Allg. OKK. Straßburg von einer

größeren Anzahl der Delegierten besichtigt. GH.

Rechtsprechung.
Berechnung der Unterstützungsdauer. An¬

spruch auf Krankenhilfe gemäß § 188 RVO.

(Kntscheidung des Oberversicherungsamts Dres¬

den vom 17. Oktober 1916. — 6. Kr. D. A. 1916.)
Aus den Gründen; Die Parteien sind darüber

einig, daß die beklagte Kasse dem Kläger vom

13. Januar bis zum 26. April 1915 ärztliche Be¬

handlung und Krankengeld und sodann vom

27. .April bis zum 10. Juli 1915 an Stelle der Kranken¬

pflege und des Krankengeldes Kur und Ver¬

pflegung in der Heilanstalt Hohwald gewährt, den

Kläger also für einen Zeituum von 26 Wochen

weniger 3 Tagen mit Krankengeld oder den Er¬

satzleistungen dafür unterstützt hat. Würde der

Unterstützungsfall, wie der Kläger anzunehmen
scheint, tatsächlich am 10. Juli 1915 abgeschlossen
gewesen sein, so würde der Kläger für den neuen

Unterstützungsfall, der am 18. Oktober 1915 arzt¬

liche Behandlung notwendig machte und vom

3. November 1915 an abermals Arbeitsunfähigkeit
bedingte, die vollen satzungsmäßigen Leistungen
beanspruchen können. Der beklagten Kasse ist

jedoch zuzugeben, daß diese Voraussetzung für

den klägerischen .Anspruch nicht vorliegt. Denn

einerseits geht aus dem Gutachten de^ Dr. Seh.

mit Sicherheit hervor, daß der Kläger- am II. Juli

1915 zur Aufnahme seiner Berufstätigkeit noch
nicht wieder fähig war, sondern je nach dem Aus-
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Spruche des ihn behandelnden Arztes noch einige
Zeit der Schonung und Pflege in seiner Häuslich¬

keit bedurfte, und andererseits steht nach den

\on der Kasse abgegebenen Erklärungen fest,

Jaß ihm die Kasse bis zum Ablaufe der 26 wöchigen
Frist die notwendige Krankenhilfe nicht vor¬

enthalten hätte. War aber die Kasse am 11. Juli

1915 zur Weitergewährung der satzungsmäßigen
Unterstützung bereit, und bestand das Unter-

-.tützungsbedürfnis nach dem objektiven ärztlichen

Befunde von diesem Tage an noch eine Zeitlang
fort, so kann unbedenklich angenommen werden,
daß der Kläger bis zum 13. Juli 1915 einen Unter¬

stützungsanspruch gegen die Kasse hatte, und

daß somit die Kasse den Kläger für die am

13. Januar 1915 beginnende Erkrankung nicht nur

bis zum 10. Juli, sondern bis zum 13. Juli 1915,
also für volle 26 Wochen teils durch Krankengeld,
teils durch Krankenhauspflege unterstützt hat.

Denn in derartigen Fällen ist nach überein¬

stimmender Rechtsauffassung das Weiterbestehen

cies Unterstützungsanspruches dem Bezüge der

Tnterstützung gleich zu achten (Hahn, Handbuch,
Anm. 6 zu § IHK RVO. Schlußsatz; Arb.-Vers.

Bd. 27 S. 152 Z. 16). Der Umstand, daß der Kläger
die Leistungen der Kasse nicht bis zum 13. Juli

1915 in Anspruch genommen hat, ist belanglos.
Hieraus folgt, daß der Umfang des geltend

gemachten Anspruches nach der Bestimmung des

S 26 der Satzung zu beurteilen ist. Diese Be¬

stimmung, die sich auf die Ermächtigung der

Vorschrift in § 1S8 RVO. gründet und von der

beklagten Kasse nicht richtig ausgelegt wird, geht
dahin, daß für Mitglieder, die binnen 12 Monaten

bereits für 26 Wochen hintereinander oder ins¬

gesamt Krankengeld oder die Ersatzleistungen
dafür bezogen haben, in einem neuen Ver¬

sicherungsfalle, der im Laufe der nächsten

12 Monate eintritt, die durch dieselbe nicht

gehobene Krankheitsursuche veranlaßte Kranken¬

hilfe auf die Regelleistungen und auf die Gesamt¬

dauer von 13 Wochen beschränkt wird.

Die Frist von 12 Monaten, innerhalb deren

für 28 Wochen Krankengeid oder die Ersatz¬

leistungen dafür gewährt worden sein müssen,
darf nicht vom Eintritte des neuen Versicherungs¬
talles zurückgerechnet werden, wie es unter der

Herrschaft des Krankenversicherungsgesetzes für

zulässig erachtet wurde, sondern ist vom Ende

der letzten Unterstützung, im vorliegenden Falle

also vom 13. Juli 1915 an zurückzurechnen (vergl.
die Ausführungen in Monatsschrift für Arbeiter-

und Angestelltenversicherung 1914 Sp. 451 ff. und

die Begründung von Hahn in seinem Handbuche

s. und 9. Auflage Anm. 4 zu § INS RVO., der die

von ihm früher vertretene Meinung, daß die Frist

von dem neuen Unterstützungsfalle zurück-

zurechnen sei, aufgegeben und sich der

herrschenden Auffassung angeschlossen hat; un¬

richtig Versicherungsbote 1914 S.247 Ab>.2). Diese

Voraussetzung ist, wie bereits dargelegt wurde,
erfüllt. Denn die Kasse hat dem Kläger in dem

12 monatigen Zeiträume vom 14. Juli 1914 bis zum

13. Juli 1916 für 2b Wochen hintereinander Kranken¬

geld und die Ersatzleistungen dafür, nämlich

Pflege in einem Krankenhause gewährt.
Auch die weitere Voraussetzung, daß die am

Oktober 19i:> beginnende Erkrankung einen

neuen Versicherungsfall darstellt, ist gegeben,
da der Kläger vom 2& Juli bis zum 17. Oktober

1915 gearbeitet und in dieser Zwischenzeit keine

ärztliche Behandlung* notwendig gehabt hat

(Hoffmanns Kommentar. .Anm. 4 zu ( 182 RVO.,
Stier-Somlo Anm. 2d zu

- Ihn RVO.; Hahn Hand¬

buch Anm. 2 zu § 188 RVO«; M. f. AV. 1916 Sp. 309).
Der frühere Versicherungsfall ist spätestens am

26. .Juli 1915 abgeschlossen gewesen, und am

18. Oktober 1915 hat ein neuer Versicherungsfall
begonnen.

Daß der neue Versicherungsfall durch die¬

selbe nicht gehobene Krankheitsursache, nämlich

das alte Lungenleiden, veranlaßt worden ist, das

bereits die Unterstützung vom 13. Januar 1915 an

notwendig gemacht hatte, wird von den Parteien

nicht bestritten und kann einem Zweifel nicht

begegnen.
Der neue Versicherungsfall ist auch „im Laufe

der nächsten 12 Monate44 eingetreten. Sinn und

Wortlaut der mit dem Gesetze übereinstimmenden

Vorschrift der Satzung lassen keine andere

Deutung zu als die, daß die Frist dieser 12 Monate

nicht vom Eintritte des neuen Unterstützungs¬
falles rückwärts, sondern vom Ablaufe der vor¬

angegangenen Krankheit zu berechnen ist (Hoff¬
mann Anm. 8 zu § 188 RVO., ebenso Stier-Somlo

Anm. 2d zu § 188, Hahn Anm. 6 zu § 188, Ver¬

sicherungsbote 1914 S.247, M.f.AV. 1914 Sp. 451 ff.

und 1916 Sp. 309). Da die vorangegangene Krank¬

heit am 26. Juli 1915 behoben war, läuft von diesem

Tage an die 12 monatige Frist, in der das «Auf¬

treten eines neuen Versicherungsfalles die Kasse

zu den in § 26 der Satzung vorgesehenen be¬

schränkten Leistungen verpflichtet.
Demnach hat die Kasse dem Kläger vom

18. Oktober 1915 an die Regelleistungen, mithin freie

ärztliche Behandlung und Arznei und außerdem,
da die Arbeitsunfähigkeit erst nach dem vierten

Krankheitstage eingetreten ist, vom Tage ihres

Eintritts an, also nicht erst vom 6. November,
sondern schon vom 3. November 1915 an ein

Krankengeld in Höhe des halben Grundlohnes für

jeden Arbeitstag zu gewähren (§ 182 Ziff. 2 RVO.).
Die Leistungen enden mit dem .Ablaufe der

13. Woche nach ihrem Beginne, d. h. mit dem

16. Januar 1916. Denn die Vorschrift, die die

Krankenhilfe auf die „Gesamtdauer von 13 Wochen "

beschränkt, bedeutet, daß die 13wöchige Frist nicht

erst vom Beginne des Krankengeldbezuges, son¬

dern vom Beginne der Leistungen überhaupt zu

berechnen ist, so daß die Bestimmungen des § 183

Abs. 1 RVO. ihr gegenüber nicht angewendet
werden können (Hahn, Handbuch, Anm. 8 zu § 18s

RVO.). Der Kläger darf hiernach für 23 Arbeits¬

tage im November 1915, für 26 Arbeitstage im

Dezember 1915 und für 11 Arbeitstage im Januar

1916 ein Krankengeld in der nicht bestrittenen

Höhe von je 3 Mk., zusammen also für 60 Arbeits¬

tage die Summe von 180 Mk. fordern. Dieser

Betrag ist um die ihm bereits ausgezahlten 27 Mk.

zu kürzen, so daß noch 153 Mk. gewährt werden

müssen. Die weitergehenden aAnsprüche lassen

sich nicht begründen.
.Mit diesen Leistungen sind die aus dem Lungen -

leiden des Klägers herzuleitenden Verpflichtungen
der Kasse bis zum 25. Juli 191b erschöpft. Die

Kasse würde erst dann wieder zur Gewährung
von Krankenhilfe für 26 Wochen verpflichtet sein,

wenn das Lungenleiden nach diesem Zeitpunkte
eine neue Erkrankung bedingen sollte, was jedoch
mit Rücksicht auf die bestehende Invalidität weni^
wahrscheinlich erscheint Hoffmann, Anm. 8 zu

§ 188, Stier-Somlo, Anm. 2d zu S 188 und Hahn,
Anm. 0 zu § 18« RVO.).

Umfang des Ersatzanspruchs des Armen¬

verbandes (§ 15:;3 RVO.). (Entscheidung des Ver¬

sicherungsamts Löbau vom 6. Oktober 1916.

236 K.)
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Tatbestand: Die am 31. Oktober 1891 in D.

geborene Fabrikarbeiterin Meta F\ war vom 20.

bis 30. Juli 1914 bei der Firma Artur K. in D. be¬

schäftigt und bei der Ortskrankenkasse daselbst

versichert. Am 31. Juli 1914 erkrankte sie und

begab sich zu Dr. med. B. dort in kassenärztliche

Behandlung; vom l./iugust bis 15. September 1914

wurde sie im Krankenheim in D. auf Kosten der

Kasse behandelt und verpflegt und am 17. Sep¬
tember 1914 von der Kasse der Walderholungs¬
stätte in W. bei D. zur weiteren Erholung und

Verpflegung überwiesen. Dort wurde sie am

1. Oktober 1914 als gesund und erwerbsfähig
entlassen; sie wollte sich in D. Arbeit suchen.

Dort wurde sie aber noch am selben Tage,
den 1. Oktober 1914, von Krämpfen befallen

und am gleichen Tage in die Städtische Heil- und

Pflegeanstalt daselbst überführt; hier und vom

10. Oktober 1914 ab in dem Stadtkrankenhaus

Friedrichstadt wurde sie zunächst wregen der

Krämpfe und sodann wegen Gebärmutterentzün¬

dung, Hysterie und Geistesschwäche auf Kosten

des Ortsarmenverbandes D. behandelt und ver¬

pflegt. Am 22. Juni li*15 wurde sie in die Landes¬

heil- und Pflegeanstalt G. überführt, wo sie sich

jetzt noch befindet.

Nach § 20 Absatz 5 der Satzung der Kranken¬

kasse hatte diese die F. bis zum Ablauf der

26. Woche nach Beginn der Krankheit, den Tag
des Beginns nicht eingerechnet, zu unterstützen;
die Unterstützungspflicht dauerte also bis ein¬

schließlich 29. Januar 19.5.

Der Antragsteller fordert nach § 1531 RVO.

auf diese Zeit die im einzelnen berechneten

Kosten von insgesamt 524,20 M.

Die Kasse erkennt auf diese Zeit den An¬

spruch in Höhe von 210 M. an, den sie nach einem

Grundlohn von 2 M. auf 120 Tage ä 0,75 M. täglich
nach §§ 1533 Ziffer 2, 1503 als Ersatz für die

Krankenpflege und mit täglich 1 M. nach § 1533

Ziffer 3 als Ersatz für den Unterhalt im Kranken¬

hause berechnet

Der Antragsteller nimmt dieses Anerkenntnis,
seinen Antrag insoweit für erledigt erklärend, an,

hält den Antrag aber im übrigen aufrecht und

bittet, zu entscheiden, ob die Kasse von aufsichts-

wegen zur Erstattung des Mehrgeforderten an¬

gehalten werden kann, weil sie nach § 184 Abs. 4

RVO. zur Gewährung von Krankenhauspflege ver¬

pflichtet gewesen sei.

Die Kasse weigert sich, mehr als anerkannt

zu zahlen, weil sie erst am 5. Dezember 191* vom

Antragsteller benachrichtigt worden sei, daß die

F. unterstützungsbedürftig geworden sei; sie, die

Kasse, hätte die F. wesentlich billiger unter¬

bringen können.

Das Versicherungsamt hat den Anspruch des

Ortsarmen Verbandes wie folgt abgewiesen:
Aus den Gründen: Der Anspruch eines Ver¬

sicherten gegen die Krankenkasse auf Gewährung
von Krankenhauspflege kann nicht im Spruch¬
verfahren festgesrellt werden, sondern die Kasse

kann nur im Aufsichtswege zur Gewährung von

Krankenhauspflege angehalten werden; daraus

folgt, daß eine Verwirklichung der Verpflichtung
im Zwangswege ausgeschlossen ist. Hat also der

Versicherte selbst keinen im Spruchverfahren er¬

zwingbaren Anspruch auf Gewährung von Kran¬

kenhauspflege, so noch weniger ein nach § 1532

RVO. ersatzberechtigter Ortsarmen verband; denn

seine Ansprüche gegen die Kasse sind nicht denen

des Versicherten gleich, und dessen Ansprüche

gegen die Kasse gehen auf den ersatzberechtigten
Ortsarmenverband nicht über; dieser hat vielmehr

nur einen Ersatzanspruch, dessen Umfang in

§ 1533 RVO. genau umschrieben ist und geringer
ist, als derjenige der Ansprüche des Versicherten

selbst. Eine \ferurteilung der Kasse zur Zahlung
der Kosten der Krankenhauspflege, soweit sie den

in § 1533 festgesetzten Umfang überschreiten, ist

daher ausgeschlossen; wäre die Forderung des

Ortsarmenverbandes begründet, so stünde er

besser, wie der Versicherte selbst, weil sein An¬

spruch im Gegensatz zu dem des Versicherten

im Spruchverfahren festgestellt würde. Zu diesem

Ergebnis kann man auch nicht auf dem Wege
gelangen, daß aufsichtswegen festgestellt wird,
daß die Kasse zur Gewährung von Krankenhaus¬

pflege anzuhalten gewesen wäre; denn einmal

ist das Versicherungsamt der Königlichen Amts¬

hauptmannschaft L. nicht Aufsichtsbehörde der

Ortskrankenkasse D., also zu einer Entscheidung
aufsichtswegen nicht zuständig, und andererseits

ist es begrifflich ausgeschlossen, jetzt noch die

Krankenkasse zur Gewährung von Krankenhaus¬

pflege anzuhalten, obwohl ihre Verpflichtungen
zeitlich nicht über den 29. Januar 1915 hinaus¬

gingen.
Der Ersatz der Krankenhauspflege ist also

ausgeschlossen und es bewendet bei den in § 1533

Ziffer 2 und 3 festgesetzten Ansprüchen; diese

betragen 210 M. und die Kasse hat sie anerkannt,
auch hat der Antragsteller insoweit seinen Antrag
für erledigt erklärt; der darüber hinausgehende
Antrag ist als unbegründet abzuweisen.

gh. Zur Beurteilung von Aszendenlenrenten-

ansprfidien bei vor dem 1. Januar 1913 ein¬

getretenen Unfällen. (Urteil des Reichsversiche¬

rungsamts vom 14. Oktober 1916 (Aktenzeichen Ia

3725/14 5 A.)
Auf Aszendentenansprüche aus Unfällen, die

sich vor dem 1. Januar 1913 ereignet und den

Tod vor diesem Zeitpunkte herbeigeführt haben,
finden die für die Voraussetzungen dieses An¬

spruchs etwa günstigeren Vorschriften der Reichs¬

versicherungsordnung keine Anwendung, auch

wenn die erste Feststellung erst nach dem 1. Ja¬

nuar 1913 erfolgt (vergl. Rekursentscheidung 2627,
Amtl. Nachr. des Reichsversicherungs 1913 S.508/9).
Somit war gemäß § 18 des Gewerbe-Unfallversiche¬

rungsgesetzes nur zu erörtern, ob der Lebens¬

unterhalt der Kläger von dem Verstorbenen ganz

oder überwiegend bestritten worden ist. Jean

Baptist L. führte einen gemeinsamen Haushalt

mit seiner Ehefrau und zwei Töchtern, sowie mit

seinem verstorbenen Sohne Jakob L. Die beiden

Töchter haben nach der Auskunft des Bürger¬
meisters in Seh. nur im Sommer ungefähr 1 Mk.

täglich verdient, also sicherlich nur wenig zu dem

gemeinsamen Haushalt beigetragen. Dagegen hat

J ikob L. nach der Bescheinigung vom Oktober

1912 seinen ganzen Verdienst zum Unterh tlt der

Familie hergegeben. Wie die in der Rekurs¬

instanz überreichten Bescheinigungen glaubhaft
qrweisen, hat der Verstorbene als Tapezier im

Jahre 1911 12 bei versrhiedenen Arbeitgebern
36,88 Mk., 200,60 Mk., 38,60 Mk., 49,70 Mk., 137,33 Mk.,

136,25 Mk. und 430 Mk., insgesamt 1029,36 Mk. ver¬

dient. Ferner hat er als Hausdiener in den König¬
lichen Kurhäusern in der Zeit vom 1. April bis

21. August 1912 neben freier Station an Lohn

94 Mk. und an Trinkgeldern 400 bis 500 Mk., also

durchschnittlich 450 Mk. erhalten. Endlich hat er

nach der Bescheinigung der Firma Ph H. Sc Co.

in F. in der Zeit vom 22. August bis 14. Sep¬
tember 1912 90.K9 Mk. abzüglich 66 Pf. an Kassen¬

beiträgen, also 87,18 Mk. verdient. Der Gesamt-
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verdienst des Jakob L. stellt sich hiernach auf

1660,54 .Mk. Selbst wenn davon der für den Unter¬

halt des Verstorbenen erforderliche Betrag ab-

gerechnet und berücksichtigt wird, daß der Ertrag
des Wäschereibetriebes etwa 600 Mk. betrug, sowie

daß der Kläger selbst noch etwa 400 Mk. aus dem

Tapeziergesehäft verdient hat, hat dennoch der

verstorbene Sohn durch die aus seinen Leistungen
erzielten hohen Beträge den Lebensunterhalt der

Kliger überwiegend bestritten.

Das Rekursgericht hat aber auch die Über¬

zeugung gewonnen, daß die Kläger im Sinne des

Gesetzes bedürftig sind. Denn die sonstigen Ein¬

nahmen des Ehemannes L. waren nicht aus¬

reichend, daß er, seine Ehefrau und zwei Tochter

in Seh. auskömmlich leben konnten. Die Beträge,
welche ihnen aus den Arbeitsleistungen des Ver¬

storbenen zugute kamen, bildeten vielmehr die

Grundlage der nach den Verhältnissen des Standes

der Kläger erforderlichen auskömmlichen Lebens¬

haltung.
Da hiernach der Anspruch der Kläger ge¬

rechtfertigt war, mußte die Beklagte verurteilt

werden, den Klägern die gesetzliche Entschädi¬

gung zu gewähren.

g. Eine die Unzufriedenheit des Klägers
mit der ergangenen Entscheidung ausdruckende

Eingabe ist als rechtsgültige Rekurselnlegung
anzusehen. So hat das Reiehsversicherungsamt
am 11. Oktober 1916 entschieden mit folgender
Begründung:

Das Rekursgericht hat kein Bedenken getragen,
die Eingabe des Klägers vom 7. Dezember 1912 als

Rekurs gegen das Urteil vom 13. November 1912

anzusehen. Wie das Reiehsversicherungsamt in

ständiger Rechtsprechung angenommen hat, genügt
es zur Wahrung der Rekursfrist, wenn inner¬

halb der Frist irgendeine die Unzufriedenheit der

Partei mit der Vorentscheidung kundgebende
Erklärung an die zuständige Stelle gelangt. Die

bezeichnete Eingabe bringt die Unzufriedenheit

des Klägers mit der Ablehnung seines Renten¬

anspruchs unverkennbar zum Ausdruck und

richtet sich damit gegen die kurze Zeit vorher

ergangene Entscheidung des Berufungsgerichts.
Gerade der Hinweis auf die Ergebnisse der Unter¬

suchung in der medizinischen Klinik zu Königs¬
berg enthält gegenüber dem Gutachten des

Dr. Seh. in E., auf das sich das Urteil des Ober¬

versicherungsamts vom 13. November 1912 stützt,
die Bezeichnung eines neuen Beweismittels seitens

des Klägers für „die Folgen seines Unfalls44.

Wenn auch der Kläger in dem Schreiben vom

7. Dezember 1912 besondere bei dem Unfall

erlittene Schäden anführt, so spricht er doch an

keiner Stelle von einer Änderung in seinem Zu¬

stande, insbesondere von einer Verschlimmerung;
er hat nur schlechthin geltend gemacht, daß bei

dem Unfall die Leber verletzt worden sei, ebenso
wie die Rippen. Auch der in der Eingabe vom

7. Dezember 1912 enthaltene -Antrag, den alsbald

nach dem Unfall in Anspruch genomm nen prakt¬
ischen Arzt Dr. X., der den Kläger aber nur bis

zum 16. Juli 1910 behandelt hat, zum Bericht über

die Behandlung aufzufordern, läßt erkennen, daß
der Kläger keine neuen Unfallfolgen geltend
machen wollte. Daß er am Ende der Eingabe die

Aufnahme in eine Heilanstalt verlangt hat, ist
kein Grund, die Eingabe lediglich als Geltend¬

machung einer eingetretenen Verschlimmerung
anzusehen. (Aktenzeichen: Ia9917 13 u. 1636 15 1.)

Soziale Chronik.

Kl. Für Reichswochenhilfe auf Grund der

Bundesrats-Bekanntmachungen vom 3. Dezember

1914, 28. Januar 1915 und 23. April 1915 sind bis

Mitte September 1916 rund W71 Millionen Mark

zur Erstattung vom Reichsamt des Innern an¬

gemeldet worden. Die Beträge sind zum weitaus

größten Teile bereits erstattet worden. Die Höhe

der Aufwendungen für die Wochenhilfe sind fort¬

gesetzt geringer geworden.
Die von den Landesversicherungsanstalten gemäß

§ 1274 RVO. für Zwecke der Kriegswohlfahrtspflege
bereitgestellten Mittel sind bis Ende Juli 1916

auf rund 34 Millionen Mark angewachsen. Die

von den Landesversicherungsanstalten an Ge¬

meinden oder Gemeindeverbände zur Linderung
der Kriegsnot gewährten Darlehen betrugen bis

zu dem gleichen Zeitpunkt 77 Millionen Mark.

Kleinwohnungsfürsorge der Reichsversiche¬

rungsanstalt fflr Angestellte. Der Verwaltungs¬
rat der Angestelltenversicherung hat nach

Pressenotizen in der Absicht, einem Mangel an

Kleinwohnungen nach dem Kriege vorzubeugen,
dem Direktorium der Reichsversicherungsanstalt
empfohlen, soweit möglich, aus einem Teil der

Beitragseinnahmen durch Hingabe von Darlehen

(Hypotheken) die Kleinwohnungsherstellung zu

fördern. Neben privaten Bauunternehmern sollen

hierbei grundsätzlich solche Körperschaften (Ge¬
meinden, Stiftungen, Bauvereinigungen) berück¬

sichtigt werden, die

1. die Kleinwohnungsbeschaffung auf gemein¬
nütziger Grundlage betreiben oder unser Woh-

nungs- und Siedlungswesen durch den Flachbau

(Gartenheimsiedlungen) fördern und

2. ihre Siedlungen gegen spekulative Ver¬

äußerung sichergestellt haben.

Gleichzeitig wurde das Direktorium gebeten,
bei Stundung von Zinsen oder Fälligkeit von

Hypotheken den durch die gegenwärtige Zeit

teilweise in Notlage befindlichen Grundbesitzern

möglichst entgegenzukommen.

Kurhaus für Krankenkassenmitglieder in

Karlsbad. Der Verband der Krankenkassen für

Wien und Niederösterreich hat in Karlsbad für

seine kurbedürftigen Mitglieder ein eigenes Heim

geschaffen. Nach Karlsbad werden meistens

Magenleidende, Zuckerkranke, ferner an Nieren-

und Gallensteinen laborierende Personen ge¬

schickt, deren Zahl in den letzten Jahren zu¬

genommen hat. Obwohl der Verband schon seit

dem Jahre 1897 kurbedürftige Mitglieder nach

Karlsbad entsendet, war es ihm bis jetzt doch

nicht möglich, ein Heim zu finden, das den An¬

forderungen der Mitglieder in allen Punkten ent¬

sprochen hätte. Das neue Heim wird den ge¬

steigerten Anforderungen der kurbedürftigen
Mitglieder in jeder Beziehung entsprechen. Das

Haus Hegt in einer der schönsten Straßen von

Karlsbad und wurde ungefähr vor 30 Jahren er¬

baut. Der Verband erwarb es käuflich um den

Betrag von 200 000 Kr. Es ist von oben bis unten

vollständig eingerichtet, und wird nebst der Ver¬

waltung und dem erforderlichen Dienstpersonal
leicht mit 45 Personen belegt werden können,

ohne innerlich einem Krankenhaus zu gleichen.
.Mit der Errichtung dieses Kurheims in Karlsbad hat

der Verband eine «Anstalt für die Schwerleidenden

geschaffen, wie sie keine andere Organisation in

Österreich aufzuweisen hat.
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Beantwortung von Anfragen.

(Für briefliche Auskünfte sind stets 25 Pf. für entstehende Auslagen einzusenden.)

Feldgrau.

Frage: Ist ein Bau?r haftpflichtig für den

Schaden, der entsteht, wenn ein Handwerksbursche

sich ohne sein Wissen des Abends in seine

Scheune begibt, um zu übernachten und dann

nachts vom Heuboden fällt.

1. Wenn der Boden den gesetzlichen Vor¬

schriften entspricht.
2. Wenn der Boden mangelhaft ist.

Antwort: Der Besitzer der Scheune ist nicht

haftpflichtig. Der Handwerksbursche hat sich ohne

Wissen des Besitzers dort niedergelegt und sich

damit einer selbstgeschaffenen Gefahr ausgesetzt.
Er mußte sich daher auch aus Eigenem über die

Beschaffenheit seiner Lagerstätte unterrichten.

Nach G.

Ruhen sowohl Rechne wie Pflichten zwischen

Kasse und freiwilligen M tgliedern auf unbegrenzte
Dauer, wenn ein Mitglied infolge eines vor Jahren

erlittenen Unfalles auf Anordnung und Kosten

der Berufsgenossenschaft zur Behebung der

Unfallfolgen sich erneut eines operativen Ein¬

griffes unterziehen muß.

Das betr. Mitglied hatte der Kasse hiervon

Mitteilung gemacht und vorher seine Beiträge
laufend entrichtet. Er war nun zirka 10 Wochen

abwesend bezw. zur Schonung entlassen. Nach

der Entlassung aus dieser ärztlichen Behandlung
verlangte dieses Mitglied infolge eines neuen

Leidens einen Kranker schein. Tritt nun das Mit¬

glied sofort wieder in seine aus früher bezahlten

Beiträgen erlangten Rechte ? Ist die Kasse ver¬

pflichtet, diesem Mitglied, das in der obigen Zeit

seiner Erwerbslosigke t Beiträge nicht leistete

und auch wegen Mittellosigkeit nicht leisten kann,
sich demzufolge für event. andere Krankheitsfälle

nicht weiter zu versichern vermochte, einen

Krankenschein zu verabreichen?

Antwort: Gemäß $ 383 sind bei Arbeits¬

unfähigkeit keine Beiträge zu entrichten (vergl.
auch § 311). Demgegenüber ist es gleichgültig,
ob die Berufsgenossenschaft den Versicherten

unterstützt (vergl. Hahn, Handbuch der Kranken¬

versicherung, 8. u. 9. Aufl. Anm. 1 zu § 383 S. 645)
während sein Anspruch gegen die Kasse unberührt

bleibt. Sie würden sonach erst Beiträge wieder

beanspruchen können, seitdem das Mitglied aus

der Heilbehandlung der Genossenschaft entlassen

ist, und haben event. auch Krankenhilfe zu ge¬

währen, falls seit Entlassung aus der Heil¬

behandlung durch die Berufsgenossenschaft nicht

etwa § 314 Anwendung findet.

Nach Jo.

Frage: Am hiesigen Orte befindet sich neben

der Allg. OKK. eine Betriebskrankenkasse, in

welcher zur Zeit auch viele weibliche Personen

versichert sind; der schweren Arbeit wogen müssen

viele diese Arbeit wieder in diesem Betrieb auf¬

geben. Sie melden sich alsdann wieder freiwillig
zur Allg. OKK. (da vorher für dieselben dieses

Verhältnis bestand). Können sich diese Mitglieder

nicht auch nach § 313 RVO. bei dieser Betriebs¬

krankenkasse freiwillig weiterversichern ?

Antwort: Eine freiwillige Weiterversiche¬

rung bei der Betriebskrankenkasse gemäß § 313

RVO. ist zulässig, falls eine anerkannte versiche¬

rungspflichtige Beschäftigung nicht ausgeübt wird.

Unter dieser Voraussetzung und entsprechend
den Bestimmungen des § 313 kann sie auch nur

bei der Betriebskrankenkasse und nicht bei der

Allg. OKK. erfolgen.

Nach L.

Frage: Der Handarbeiter M. ist am 14. August
1916 bei einem Erdbauunternehmer als Arbeiter

in Stellung gegangen und wurde Mitglied unserer

Kasse; am 6. September meldet sich M. krank,
nach ärztlicher Ansicht besteht Verdacht auf Magen¬
karzinom, nach Aussage des Arztes ist Heilung
ausgeschlossen, der Arzt hat den Magen des M.

röntgen lassen und hält jede weitere Kur erfolglos.
Daß nun die Krankheit des M. bei seinem Ein¬

tritt in unsere Kasse schon bestand und auch

in hohem Stadium vorgeschritten war, beweist

auch die kurze Dauer seiner Arbeit. Muß unsere

Kasse die Krankenhilfe für M. übernehmen?

Jetzt gibt M. an, er habe am 8. März 1915

durch den Durchbruch eines Fahrtaufschüttungs¬
gerüstes einen Unfall erlitten, er hat den Unfall

bei seinem Arbeitgeber sofort gemeldet; dieser ist

jedenfalls bei der in Frage kommenden Berufs¬

genossenschaft nicht angezeigt worden, der be¬

handelnde Arzt würde aber den Unfall bestätigen
können. Könnte Anspruch auf den Unfall ge¬
macht werden?

Antwort: Der Verdacht liegt nahe, daß es

sich um Arbeitsversuch handelt, um die Kassen¬

leistungen zu erhalten. Allerdings kommt es hierbei

auf einwandfreies ärztliches Gutachten an. Bei der

geschilderten Sachlage können Sie es auf Entschei¬

dung des Versicherungsamts ankommen lassen.

Falls es sich um Folgen eines Betriebsunfalls

handelt, müßte der Unfall schleunigst bei der zu¬

ständigen Berufsgenossenschaft gemeldet und

Antrag auf Heilfürsorge sowie eventuelle Rente

gestellt werden Eine Verjährung ist gemäß § 1546

RVO. noch nicht erfolgt. Falls die Kasse unter¬

stützt, kann sie Ersatzansprüche geltend machen

(vergl. § 1501 ff.).

Nach L. a. d. L.

Frage: Ein mit Flechte behaftetes Kassen-

rnitglied läßt sich andauernd alle 10 bis 14 Tage
teuere Salben im Werte von je 15 bis 20 Mk. für

unsere Rechnung verschreiben, so daß wir hierfür

alljährlich 200 Mk. bis 300 Mk. aufwenden müssen.

Wie kann dem entgegengewirkt werden?

Da** Mitglied ist arbeitsfähig.
Antwort: Vür die fortlaufend bestehende

Erkrankung (an Flechte) braucht nach §§ 182

Abs. 1, 1S3 doch nur für 26 Wochen Krankenpflege

gewährt zu werden, so daß ständige jährliche
Aufwendungen in obiger Hohe nicht in Frage
kommen können. Für die fortlaufend bestehende

Krankheit spricht die ständige Heilbehandlung,
event. kommt es auf ärztliches Gutachten an.
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